
G7-Proteste  –  eine  nüchterne
Bilanz ist nötig
Wilhelm Schulz und Jaqueline Katharina Singh

Olaf  Scholz  und  Co.  feierten  den  G7-Gipfel  der  westlichen  Staats-  und
Regierungschefs  als  harmonische,  geradezu  weltoffene  Veranstaltung  für
Demokratie,  Menschenrechte,  soziale  und ökologische Vorsorge.  Ganz zu
offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen wurden
zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern)
stationiert.  Es  glich  einem  Belagerungszustand.  Mit  Maschinenpistolen
ausgestattete Polizist:innen standen hinter Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig
erfolgten  Polizeikontrollen,  Geschäfte  mussten  für  den Protest  schließen,
Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll
allein der Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau.
Trotz ähnlicher Anzahl erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen
Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit.
Schon während der Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend
und weit über deren Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in
der Ukraine dient zusätzlich als Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die
Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“ Eingreifen verklärt
wird.

Eine  verschärftes  Polizeiaufgabengesetz,  ständige  Kontrollen,
Einschränkungen  der  Versammlungsfreiheit  bis  hin  zu  abstrusen
Fahnenregeln,  Flyerverboten,  Angriff  wegen  Verknüpfung  von
Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und
zwar nicht nur in Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression
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Menschen ein und wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die
enttäuschend geringe Beteiligung an allen Aktionen. Im Folgenden wollen
wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten, worin die
zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?
Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der
Münchener Theresienwiese blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den
Erwartungen.  Die  Mehrheit  der  rund 6.000 Teilnehmer:innen wurde von
verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen, sozialistischen und
kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration
am 25.  Juni  an  sich  gerissen,  alle  politischen  Parteien  und  radikaleren
Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der Festlegung des Aufrufes und
auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses  bürokratische  und  undemokratische  Manöver  hatte  nicht  nur  die
Gesamtmobilisierung erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf
eine grundlegende Ablehnung der G7, das Ausweichen vor der Kriegsfrage
und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich wurde,
erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im
Vorfeld ihre Mobilisierung faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For
Future scheinen sich selbst im Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup
der  grünen  Regierungspartei  und  sozialem  Faktor  auf  der  Straße  zu
zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit
einigen  100  Teilnehmer:innen,  die  unabhängig  von  anderen  Protesten
stattfand,  und  war  kaum  sichtbar  auf  der  Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl
es auf dem Papier Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von
einer öffentlichen Mobilisierung die Rede sein. Bis auf einzelne bekannte
Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit knapp



300 Teilnehmer:innen war  FFF nicht  präsent.  Scheinbar  liegt  der  Fokus
aktuell  auf  einer  Unterstützung  der  Embargos  gegen  den  russischen
Imperialismus,  anstatt  die  eigene  Regierung  und  ihre  zerstörerische
Umweltpolitik  anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren,
sondern  auch  die  Abwesenheit  anderer  Parteien,  die  sonst  auf  solchen
Protesten anzutreffen waren. Während bei den letzten Gipfelprotesten auch
Teile  der  Grünen und sogar  der  SPD teilnahmen,  so  ist  ihr  Fernbleiben
einfach  durch  die  Einbeziehung  in  die  Ampelkoalition  sowie  die
Unterstützung  deren  Kurses  zu  erklären.  Ähnliches  gilt  auch  für  die
Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen Anbindung an die SPD
wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten  des  Krieges  auf  dem  Rücken  der  Lohnabhängigen  stumm
mitgetragen. Vereinzelt sah man ver.di- und GEW-Mitglieder aus München,
aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren nicht zu finden. Dies
ist  nicht  verwunderlich,  da  diese  bereits  während  der  Vorbereitung  mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie
weigerten sich mit fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen
Parteien  und  allen  subjektiv  revolutionären  Organisationen  sie  zu
organisieren.  Als  NGOs  dürften  sie  keinen  Widerstand  gegen  den  Staat
organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie
stellen  nichts  anderes  dar  als  den Versuch,  den Widerstand konform zu
lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und nicht mit den G7
suchen,  ruhigzustellen.  Gesagt,  getan.  Das  Ergebnis  war  ein  doppeltes.
Einerseits  wurde  die  Desorganisation  der  Linken  dadurch  befeuert,
andererseits die Aussicht auf eine größere Mobilisierung bewusst aufs Spiel
gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu bekämpfen sind,
liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als
Erfüllungsgehilfinnen  einer  gesamtgesellschaftlichen  Entwicklungstendenz
präsentiert. Die „Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt



eben nichts weiter als einen Hofstaat jener Klassengesellschaft voller sozialer
Gegensätzlichkeiten  dar.  Ebenjene  ist  es,  die  im  letzten  Jahrzehnt  nach
rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung
oder zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie
hängen,  bildet  die  materielle  Hintergrundfolie  einer  ideologischen
Kapitulation.

Wie verliefen die Aktionen?
Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die
Realität mit nur 6.000 Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment
bleibt zu bemerken, dass sich die Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen
Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch verhielten. Als die
Cops  ohne  ernsthaften  Grund  bei  der  Abschlusskundgebung  den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen
von der Bühne dagegen und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie
akzeptierten die Spaltung in „gute“ und „schlechte“ Demonstrierende nicht.

Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es
auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von
2015  zurück.  Dabei  haben  viele  Genoss:innen  und  Aktivist:innen  ihre
gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit geringsten Ressourcen auf
die  Beine  zu  stellen.  Sie  haben  gekocht,  Nachtwachen  afgestellt,  ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider
blieben Tausende fern. Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen
Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale des Kampfes gegen den
G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni.
Das Bündnis „Stopp G7 Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen
folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die Demonstration von verschiedensten
antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei nicht in erster
Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen
Defensive. Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im



Spalier „begleitet“. Bereits vor Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu
nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen Widerstands gegen den
Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem
27. Juni. An dem Tag nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an
einer  kleinen Protestkundgebung außerhalb der  Hör-  und Sichtweite  des
Gipfels  statt.  Die  Polizei  führte  erniedrigende  Leibesvisitationen  bei  den
Teilnehmer:innen  durch  und  agierte  dabei  übergriffig,  konfiszierte
Gegenstände wie Marker, die mit Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder
Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt. Aufgeteilt auf eine
Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in
die oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung
Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich
nur die  Spitze des Eisbergs.  Unter  dem Wasserspiegel  verbirgt  sich der
desaströse Zustand der Linken und Arbeiter:innenbewegung in der heutigen
Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“,
„Castor schottern“ oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der
heutigen Lage waren dies reine Heerschauen und Selbstbeweihräucherung
linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren reine
Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder
scheitern, aber sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse
und  schafften  es  nicht,  inhaltliche  Differenzen  innerhalb  der  Radikalen
Linken  zu  klären.  Vielmehr  formten  diese  Stunts  eine  Fassade,  die  den
Zustand  der  Ratlosigkeit  zu  überdecken  versuchte.  Prominente  Beispiele
dafür bilden Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über  Jahre  blieben in  der  Deutschen Linken ernsthafte  programmatisch-
strategische  Debatten  zu  den  Aufgaben  gegen  den  vorherrschenden
Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts des aufkochenden
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele



während der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne
darauf eine politische Antwort geben zu müssen, so flehen andere wiederum,
dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen
Blockade oder Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es,
ihren Krisenparteitag parallel zum Gipfel stattfinden zu lassen und nur in
kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes aufzutreten. Selbst dieser
war ein Schatten seiner selbst.

Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt
feiern, das den Protest „radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine
andere.  Durch  die  geringe  Mobilisierung droht  der  Gegenprotest,  in  die
Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz
Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die
unzählbaren Krisen, die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten
der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf, dass die reine Fokussierung
auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der Frage aus,
wie  dieser  Totalität  des  Elends  ein  Ende  gesetzt  werden  kann.  Noch
schlimmer: Sie leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum
Unterordnen  unter  die  jeweiligen  Führungen  der  Bewegungen,  seien  es
bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen Rechtsruck oder
ökonomist i sche  Nachtrabpol i t ik  be i  gewerkschaf t l i chen
Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch
aus Niederlagen zu lernen.

Angesichts  dieser  schwachen  Mobilisierung  ist  zu  diskutieren,  welche
Aufgaben  sich  Internationalist:innen,  Antiimperialist:innen  und
Antikapitalist:innen in  dieser  Zeitenwende stellen,  um zumindest  größere
Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung
der  westlichen  Imperialismen  im  Kampf  gegen  die  russischen  und



chinesischen  Widersacher  programmatisch  und  praktisch  in  Stellung  zu
bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden Organisationen, einen offenen
Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu führen. Wir
brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir
richten diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte,
die an der Demonstration teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL,
Föderation  klassenkämpferischer  Organisationen,  Zora,  Perspektive
Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische Jugend, Partizan,
Atif,  Kuhle  Wampe,  Karawane,  Klasse  gegen  Klasse,  die  Sozialistische
Alternative.

Die Rückkehr der Inflation
Bei Inflation geht es um eine allgemeine und längerfristige Steigerung der
Preise, die nicht nur einen bestimmten Sektor, sondern wesentliche Bereiche
sowohl für den Massenkonsum als auch für Investitionsgüter betrifft.  Die
Preissteigerungen fressen ein tiefes Loch in unsere Geldbeutel oder Konten.
Längst  können  die  geringen  Lohnzuwächse  und  Rentenerhöhungen  die
Einkommensverluste nicht mehr auffangen. Betraf hohe Inflation bis vor der
Pandemie  und  der  globalen  Rezession  vor  allem  die  Menschen  in  den
Ländern des „globalen Südens“, also den von den führenden kapitalistischen
Mächten und deren Kapitalen beherrschten Staaten, so ist sie längst zum
Alltag für die gesamte Arbeiter_Innenklasse auch in den imperialistischen
Ländern  geworden.  Der  Krieg  um  die  Ukraine  wirkt  dabei  als
Brandbeschleuniger.

Die bisherigen Zahlen

Die Preise für Waren insgesamt erhöhten sich von März 2021 bis März 2022
um 12,3 %. Damit liegen sie höher als der Verbraucherpreisindex. Besonders
stark stiegen die Preise für Energieprodukte, die im März 2022 um 39,5 %
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über dem Niveau des Vorjahresmonats lagen. Den zweiten Faktor, der zur
aktuellen Inflation beiträgt, sind die Preise für Nahrungsmittel. Sie erhöhten
sich im März 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat um 6,2 %. Besonders
betroffen sind Gemüse und Speiseöle.

Wieso gab es bis vor kurzem scheinbar keine Inflation?

In den 2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, was sich u.a.
in  der  Bildung  von  Finanzblasen  (beispielsweise  im  Immobilienmarkt)
auszeichnete. Als diese Blase 2008 platzte und eine weltweite Finanzkrise
auslöste,  konnte  diese  nur  mit  einer  extremen  Senkung  der  Zinsen
abgefangen werden. Eine Ausdehnung der Kredite und damit der Geldmenge
führt normalerweise zu einer Inflation. Dies war aber in den 2010er Jahren
aus folgenden Gründen nicht der Fall:

Senkung des Werts der Waren infolge von Produktivitätssteigerung,
Ausdehnung des  Welthandels  und des  Kapitalexportes  (Stichwort:
Wachstumsmotor China)
Stagnat ion  der  Löhne  und  E inkommen  während  der
„Antikrisenpolitik“ auch in den kapitalistischen Zentren.
Sicherung  der  Anlagen  überschüssigen  Finanzkapitals  in  den
imperialistischen  Zentren  und  damit  schon  vor  der  Coronakrise
Abfluss aus den sog. Schwellenländern.

Der  letzte  genannte  Punkt  sorgte  dafür,  dass  die  Inflation  in  Ländern
außerhalb der kapitalistischen Zentren bereits vor der Coronakrise voll da
war.

Inflation is here to stay

Doch  die  der  Inflation  entgegenwirkenden  Faktoren  sind  aus  mehreren
Gründen praktisch erschöpft. Erstens hat sich der Weltmarktzusammenhang
weiter verändert. Die infolge von Corona synchronisierte globale Rezession
hat  nicht  nur  massive  Finanzmittel  erfordert  und  die  Verschuldung  von
Staaten  und  Unternehmen  dramatisch  gesteigert.  Das  Ausbleiben  eines
raschen und deutlichen Aufschwungs führt nun dazu, dass die Verschuldung
und auch Ausdehnung von Unternehmen, die ohne Finanzhilfen eigentlich



längst bankrott sein müssten, die gesamtwirtschaftliche Produktivität und
damit auch die Profitraten und die Akkumulation drücken.

Hinzu kommt, dass infolge von Corona bis heute Zulieferketten unterbrochen
sind, Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten beeinträchtigen zusätzlich die
Produktion und dämpfen damit die Profite. China fällt als Wachstumsmotor
aus, Handelskriege und Protektionismus werden ebenso zur Normalität, wie
die  Zurückverlegung  von  Produktionsketten  in  die  imperialistischen
Kernländer. Der Krieg um die Ukraine, der Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  und  die  Tendenz  zur  Blockbildung  (Deglobalisierung)  wirken
unmittelbar  verschärfend  auf  diese  Entwicklung.

Sollte es nicht zu einem raschen und starken Wachstum, fußend vor allem
auf  steigenden  Investitionen,  kommen,  droht  tatsächlich  auch  in  den
imperialistischen Zentren die  Rückkehr  der  Stagflation (Kombination von
Stagnation und Inflation, die einander wechselseitig verstärken).

Für die Massen führt die sinkende Kaufkraft zu einer Einschränkung ihrer
Konsummöglichkeiten.  Die  ärmeren,  schlechter  bezahlten  und  sozial
unterdrückten  Teile  der  Klasse  sind  hiervon  besonders  hart  und  rasch
betroffen,  also  prekär  und/oder  Teilzeitbeschäftigte,  Aufstocker_Innen,
Arbeitslose,  Rentner_Innen,  Jugend,  Frauen,  Migrant_Innen,  Geflüchtete.
Wenn  nicht  erfolgreiche  Lohnkämpfe  geführt  werden,  kann  die
Kapitalist_Innenklasse ohne den Lohn auf dem Papier senken zu müssen eine
Erhöhung der Ausbeutungsrate durchsetzen.

Deutsche Gewerkschaften und ihre Antwort

Hier machen sich die geringen Abschlüsse – also faktisch Lohnverzicht – der
letzten Jahre und in der Regel extrem lange Laufzeiten von 2 Jahren und
mehr dramatisch bemerkbar. Noch dramatischer ist jedoch die Lage für alle
Lohnabhängigen,  die  nicht  beschäftigt  sind:  Die  Renten  sind  mit  5,5  %
weniger als die Inflation gestiegen. Gleiches gilt für Sozialleistungen oder
den Mindestlohn.

Die  Gewerkschaftsbürokratie  gibt  ebenso  wie  die  Spitzen  von  SPD  und
Linkspartei  auf  diese  Entwicklung  keine  Antwort.  Ihr  ganzes  politisches



Repertoire  besteht  darin,  leere  Appelle  an  den  Staat  und  die
„Sozialpartner_Innen“  zu  richten.  Vom  Bruch  mit  der  Routine  des
Tarifrundenrituals,  selbst  von  der  allgemeinen  und  koordinierten
Aufkündigung der bestehenden Verträge, wollen sie nichts wissen – schon
gar  nicht  von  einem  politischen  Kampf  und  politischen  Streiks  für  alle
Lohnabhängigen.  Und  das,  obwohl  (oder  weil?)  die  allgemeine
Preissteigerung  die  Unzulänglichkeit  und  Untauglichkeit  der
sozialpartnerschaftlichen  und  rein  tarifpolitischen  Antwort  des
Gewerkschaftsapparates offenbart. Für die Masse der Arbeiter_Innenklasse
führt sie unwillkürlich zu Verzicht und massivem Verlust an Kaufkraft.

Welche Antwort?

Dabei  käme den Gewerkschaften eigentlich eine Schlüsselrolle  im Kampf
gegen die Preissteigerungen zu. Die Millionen organisierten Arbeiter_Innen
stellen jene unverzichtbare Kraft dar, die ein Programm durchsetzen kann,
das verhindert, dass die Inflation auf die Lohnabhängigen abgewälzt wird.
Dazu müssen folgende Forderungen erkämpft werden:

Automatische Anpassung der Löhne,  Gehälter,  Einkommen an die
Preissteigerung.  Diese  muss  von  Kontrollausschüssen  der
Beschäftigten,  Gewerkschaften,  Rentner:innen  und  Erwerbslosen
kontrolliert  werden.
Finanzierung  durch  massive  Besteuerung  von  Vermögen  und
Unternehmensgewinnen.  Al le  Enteignungen  müssen
entschädigungslos und unter Arbeiter_Innenkontrolle stattfinden zur
Reorganisation  der  Produktion  im  Interesse  der  Massen  und
ökologischer  Nachhaltigkeit.

Tari fkämpfe  sol l ten  als  Mittel  genutzt  werden,  um  massive
Entgelterhöhungen  möglichst  branchenübergreifend  durchzusetzen  und
Kampforgane aufzubauen.  Doch sie  reichen nicht.  Sie  müssen als  Mittel
verstanden werden, alle Lohnabhängigen für einen gemeinsamen politischen
Klassenkampf, letztlich für einen politischen Massenstreik zu sammeln. Diese
Bewegung muss sich auf Aktionskomitees in den Betrieben, Büros, aber auch
in  den  Stadtteilen  und  Gemeinden  stützen,  um  auch  Arbeitslose  und



Rentner_Innen,  Jugendliche  und  Studierende  zu  einer  Kampfeinheit  zu
formieren.

Inflation, Stagnation und Krise gehen Hand in Hand. Ihre Lösung erfordert
die  Verbindung  der  Mobilisierung  gegen  Preissteigerungen  mit  der
Eigentumsfrage und der sozialistischen Umwälzung. In diesem Rahmen erst
ergeben  Übergangsforderungen  wie  die  gleitende  Skala  der  Löhne
(automatische Anpassung an die Inflation) und Arbeiter_Innenkontrolle ihren
eigentlichen Sinn – als Schritte im Kampf für eine zukünftige Gesellschaft.

Wer  sind  die  G7?  Und  warum
ziehen  wir  gegen  sie  nach
Elmau?
von J.J. Wendehals

Die übelste Gang auf dem Globus

Die G7 (Gruppe der 7)  ist  ein informelles  Forum, das in  den 70ern zur
Absprache  zwischen  den  7  mächtigsten  Industrienationen  der
kapitalistischen Welt gegründet wurde. Hervorgegangen ist es aus einem G6-
Gipfel in Frankreich, das im Jahre 1975 die Regierungschefs aus den USA,
Japan, Deutschland, Großbritannien und Italien einlud, um sich bezüglich
zweier Probleme abzusprechen, in denen das imperialistische Kapital damals
steckte: Die erste Ölpreiskrise, bei der die Preise für das der westlichen
Wirtschaft  extrem  wichtig  gewordene  Erdöl  explodiert  sind,  und  damit
verbunden eine internationale Inflation. Kommt irgendwie bekannt vor, oder?
Der  starke  Anstieg  der  Ölpreise  damals  hatte  allerdings  weniger  mit
Russland zu tun, sondern war die Folge eines versuchten Widerstands von
ölexportierenden Ländern (OPEC) wie Irak, Saudi-Arabien, Kuwait und den
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Vereinigten
Arabischen Emirate, die zwar riesige Ölvorkommen in ihren Böden hatten,
allerdings von den USA ausgebeutet und bestohlen wurden. Es entstand zwar
auch  vor  Ort  eine  Kapitalist_Innenklasse,  die  durch  die  Ausbeutung  der
Natur und
menschlicher Arbeit und den Handel mit dem Öl proitieren wollte, der größte
Teil des Öls gehörte aber Großkonzernen
der kolonialistischen USA. Während die USA ihren Einfluss in der Region
durch  die  Unterstützung  Israels  im  Jom-Kippur-Krieg  weiter  auszubauen
suchte, beschloss die OPEC die Ölproduktion etwas herunterzufahren, was
aber einen Anstieg des Ölpreises um 300% zur Folge hatte.
Die damalige Inflation hing allerdings nicht in erster Linie mit der Ölkrise
zusammen, sondern hauptsächlich mit dem
Zusammenbruch  des  sogenannten  Bretton-Woods-Systems,  einer
Währungsordnung,  die  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg
etabliert wurde, um die Abhängigkeit aller anderen Länder von den USA
finanzpolitisch festzuzurren. Dabei sollte der
US-Dollar die einzige Währung sein, die direkt an den Goldpreis gekoppelt
war, während sich alle anderen Währungen
am Dollar orientierten. Die Wechselkurse zum Dollar standen dabei fest und
konnten nur durch die amerikanische Regierung geändert werden. Somit war
es der USA möglich einfach Geld zu drucken, jedoch die daraus resultierende
Inflation in den Rest der Welt auszulagern. Die anderen Staaten hatten aber
ab  Anfang  der  70er  keinen  Bock  mehr  willkürlich  der  Politik  der  USA
ausgesetzt zu sein und begannen sich dem Druck der USA zu widersetzen
und ihre Dollar gegen Gold umzutauschen. Diese wurden der USA dann aber
doch knapp und so kam es schließlich zum Ende des Bretton-Woods-System
und der Gold-Standard wurde endgültig aufgehoben.
Aber zurück zu den G6, die suchten nämlich nach einem Weg wie sie die
Proite ihres Kapitals, die Abwälzung der Krise
auf  die  internationale  Arbeiter_Innenklasse  und  ihre  Dominanz  auf  dem
Weltmarkt sichern konnten. Ein solches Absprachetreffen erwies sich ihnen
dabei natürlich als nützlich und so entschlossen sie sich, diese Treffen unter
Hinzunahme der Nr. 7, Kanada, in der Zukunft jährlich fortzuführen. Die
Gastgeberrolle sollte dabei unter den sieben Mitgliedstaaten rotieren, sodass



jedes Land einmal drankam.

Wie sich die Rolle der G7 verändert hat vom Weltpolizist…

In der Anfangszeit, also gegen Ende des Kalten Krieges und insbesondere
nach  dem  Zusammenbruch  der  Sowjetunion  stellte  die  USA  dabei  eine
unangefochtene Weltmacht dar. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten sich
zwar  in  den  europäischen  Staaten  und  in  Japan  eigenständige
imperialistische Bourgeoisien erhalten, aufgrund der vielen Zerstörung durch
den Krieg und die vorhergegangene Wirtschaftskrise ergab sich aber dem
US-Kapital  die  Möglichkeit  die  anderen  Staaten  durch  verschieden
Wiederaufbau-“Hilfen“  eng an sich  zu  binden,  hiervon war  auch Bretton
Woods ein Ausdruck. Trotz der auch damals vorhandenen Konkurrenz unter
den  Imperialisten,  bildeten  die  G7  bildeten  daher  gewissermaßen  eine
Plattform des Imperialismus als Ganzes, um Absprachen zu ermöglichen wie
das System als Ganzes, also die Ausbeutung der Halbkolonien, Erstickung
von Widerstand und Angriffe auf das Proletariat aufrechterhalten werden
kann.  Während  anfangs  auch  das  gemeinsame  Vorgehen  gegen  die
Sowjetunion
Gegenstand  der  Gespräche  gewesen  sein  musste,  wurde  nach  deren
endgültigem  Untergang  und  der  Restauration
des Kapitalismus in Russland auch Putin in die gemeinsame Runde (ab dann
G8 genannt) eingeladen.

…zum Block gegen Russland und China

Der Aufstieg Russlands,  noch vielmehr aber Chinas zur  imperialistischen
Großmacht stellte aber die Stellung der USA an der Spitze der Weltordnung
zunehmend  in  Frage.  In  den  letzten  Jahren  ist  daher  eine  verstärkte
Blockbildung zu
beobachten: Russland wurde schon 2014 wieder aus den G7 rausgekickt und
die USA versucht die europäischen Staaten, die auch mit Russland und China
wirtschaftliche Verbindungen eingerichtet hatten, auf die eigene Seite zu
ziehen.  Und  tatsächlich  sind  die  transatlantischen  Beziehungen  deutlich
enger geworden, gerade seit dem russischem Überfall auf die Ukraine, der
sich  nicht  nur  unmittelbar  gegen die  US-amerikanischen Interessen dort



richtet, sondern ebenso gegen die der EU, die übrigens einen eigenen Sitz
mit Beobachterstatus bei den G7 hat. Die G7 sind es jetzt, die gemeinsame
Statements  gegen  Russland  verabschieden  und  gemeinsame Finanz-  und
Wirtschaftssanktionen gegen Russland beschließen, Maßnahmen, welche den
Konflikt weiter eskalieren und Russlands Position massiv schwächen sollen –
auf  Kosten  der  arbeitenden  Bevölkerung  in  Russland  und  Europa.
Insbesondere energiepolitisch soll Russland isoliert werden, jetzt ist die USA
Retterin aus der Not, die der EU moralisch „unbedenkliches“ Öl und Gas zur
Verfügung  stellt.  Aber  nicht  nur  was  „friedliche“  Mittel  angeht,  auch
bezüglich gemeinsamer Waffenlieferungen an die ukrainische Regierung gibt
es Absprachen innerhalb der G7. Bis auf Japan sind übrigens alle G7-Staaten
in  der  NATO  und  dominieren  diese.  Die  Einwohner_Innen  der  NATO-
Mitgliedstaaten machen nur ungefähr 1/7 der Weltbevölkerung aus, deren
Militärausgaben jedoch jetzt schon weit über die Hälfte der internationalen.
Dazu
kommt noch die  jetzt  erst  beschlossene Welle  großer  Aufrüstung in  der
NATO. Auch Japan hat kürzlich eine massive
Erweiterung des eigenen Rüstungsetats beschlossen.

Wertegemeinschaft??

Dass  die  G7 ein  Instrument  zur  Aufrechterhaltung der  imperialistischen,
rassistischen  und  kriegstreiberischen  Weltordnung  beziehungsweise  im
Kampf  der  einen  Seite  gegen  die  anderen  ist,  schreiben  sie  selbst  sich
natürlich so nicht auf die Fahne. Nein, da heißt es vor allem, man würde die
gemeinsamen  freiheitlich-demokratischen  Werte  verteidigen  gegen
autoritäre Staaten wie Russland und China. Ein Blick auf die historische und
politische  Realität  genügt,  um  die  Heuchelei  in  dieser  Inszenierung  zu
erkennen.  Dass in  Russland und China demokratische Rechte mit  Füßen
getreten  werden,  dass  auch  der  Angrif f  auf  die  Ukraine  ein
undemokratischer,  verbrecherischer  Akt  ist,  den  wir  verurteilen  müssen,
stimmt natürlich. Dass aber gerade darin der Grund für die Blockbildung
liegt, fällt dennoch schwer zu glauben, wenn man sich vor Augen führt wie
leicht die G7 die Demokratie vergessen, wenn es um ihre eigenen Interessen
geht. Ob in der Türkei, wo sie schmutzige Deals mit dem Autokraten Erdoğan



machen  oder  selbst  in  der  Ukraine,  wo  bedenklos  reaktionäre  Milizen
unterstützt werden. Wer wissen will wieviel die G7 auf demokratische Rechte
wie die Demonstrationsfreiheit geben, kann aber auch einfach im Juni mit
uns auf die Demo gegen den Gipfel in Bayern fahren, dort warten schon
30.000 Bullen, um uns das zu erklären. Mit Schlagstock und Pfeffer versteht
sich.

Der Gipfel in Bayern

Der  letzte  G7-Gipfel,  den  die  BRD gehostet  hat,  war  im Jahr  2015,  als
Themen  wie  die  gnadenlose  Austeritätspolitik  in  Südeuropa  oder  die
rassistische Abschottung an den Grenzen im Mittelmeer  die  europäische
Politik bestimmten.  Wer die Grundrechenarten beherrscht weiß,  dass die
Gang sich dieses Jahr wieder in Deutschland versammeln wird.

Wenn man zwischen den vielen „starken“  Worten sucht,  indet  man drei
hauptsächliche Themen, um die es (neben Russland und Ukraine) auf diesem
Gipfel  gehen  wird:  die  Weltwirtschaftskrise,  die  durch  den  Krieg  eher
verschärft als
gemildert  wurde,  damit  verbunden  die  Bewältigung  der  Pandemie  und
drittens der Umgang mit der Klimakrise. Während für Punkt eins sicherlich
die  üblichen  Konjunkturprogramme  diskutiert  werden,  wie  man  das
imperialistische  Kapital  aus  der  Tinte  ziehen  kann  auf  dem Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse und Halbkolonien und der zweite relativ witzlos ist,
wenn wir uns vergegenwärtigen, dass gerade die G7-Staaten diejenigen sind,
die  mit  ihrem  Patentwahn  für  die  ungerechte  Impfstoffverteilung
verantwortlich sind (die Impfquote auf  dem afrikanischen Kontinent liegt



beispielsweise  jetzt  noch  bei  12%),  hat  sich  Olaf  Scholz  für  das  dritte
Problem etwas ganz besonderes ausgedacht:
Der Klimaclub (LOL)

Der  Klimaclub  ist  eine  Idee  von  Scholz  zur  Errichtung  der  nächsten
Plattform, in der die Regierungen der Klimakiller und Industriestaaten ihre
guten  Absichten  und  ehrgeizigen  Ambitionen  beteuern  können.  Kyoto-
Protokoll, Pariser Klimaabkommen, alle COP-Gipfel seitdem: Uns sind doch
schon lange die Ohren abgefallen von all  den tollen Absichtserklärungen.
Wirklich  passiert  ist  seitdem noch immer  nichts.  Dass  Deutschland jetzt
einen Club aufmacht,  behauptet  an der  fehlenden Klimawende seien die
anderen schuld, rummackert und sich als großen Klimaretter aufspielt ist
aber ganz schön peinlich und verlogen! Nicht nur weil Deutschland selber
nach wie vor das größte Braunkohlerevier Europas bewirtschaftet, Wälder
für Autobahnen und Tesla-Fabriken abholzt oder neue LNG-Erdgas-Terminals
baut, sondern auch weil das deutsche Kapital (wie auch der Rest der G7) die
eigene  Bilanz  noch  schönschwindelt,  indem  es  seine  klimaschädliche
Produktion  einfach  in  die  Halbkolonien  auslagert.  Schon  im
Allgemeinen haben wir ja keine Hoffnung darin, dass der Kapitalismus mit
der Klimakrise fertig wird, die letzten jedoch,
in dessen Hände wir das Schicksal unseres Planeten geben können, sind die,
die  am meisten von seiner  Ausbeutung und Vernichtung profitieren:  Die
imperialistischen Bourgeoisien der G7-Staaten!

Den Gipfel verhindern!

Am  26.-28.  Juni  soll  der  G7-Gipfel  auf  Schloss  Elmau  bei  Garmisch-
Partenkirchen,  Bayern  stattinden.  Wir  haben keinen  Bock,  dass  sich  die
Verwalter der größten Ausbeuterstaaten in einem Luxushotel treffen und bei
Champagner über die Unterjochung unserer Welt beraten! Wir haben keinen
Bock dass die scheinheilige Worte über Klimaschutz verlieren, aber nichts
dafür tun und stattdessen den Planeten an die Wand fahren. Wir haben auch
keinen Bock, dass sie die
Rüstungsausgaben erhöhen, Waffen in den Krieg entsenden und den Konlikt
mit Russland immerweiter anheizen. Wir
möchten  eine  Bewegung  aufbauen,  die  diesen  Kriegstreibern  die



internationale Solidarität der gesamten Arbeiter_Innenklasse entgegensetzt.
Die  Waffenlieferungen  blockiert  und  Rüstungsfabriken  bestreikt.  Die
Klimakillerkonzerne enteignet und die Produktion nach unseren Bedürfnissen
und denen unseres Planeten umgestaltet,
nicht nach dem größten Profit. Und die endlich gleiche Rechte, Freiheit und
eine sichere Lebensgrundlage für  alle  Menschen auf  der  Welt  erkämpft!
Damit fangen wir in Garmisch an! Wir werden Busse organisieren und in den
Schulen eine Mobilisierungskampagne, denn wir sind die Jugend und es geht
um unsere Zukunft, nicht die von sieben alten Säcken!

Mit dem Streik zum politischen
Streikrecht!
von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streiktag ist, der er mal
war, hat das Recht, politisch zu streiken nicht an Relevanz verloren. Was das
bedeutet und wie wir es zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: Wir
haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung mit dem Thema des
politischen Streiks beschäftigt. Damals noch in der Verbindung der Streiks
des  Krankenhauspersonals,  der  Gorillas-Lieferfahrer_Innen  und  des
Bahnpersonals,
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden.
Diese  Streiks  zielten  in  erster  Linie  auf  die  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen  ab,  wie  z.B.  bessere  Bezahlung,  unter
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hinaus ging es aber
auch um Forderungen, die nicht nur von den
Arbeitgeber_Innen  umgesetzt  werden  können.  Im  Fal le  des
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
um  langfristig  Entlastung  in  der  angespannten  Lage  im  Plegesektor  zu
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schaffen.  Die  Gorillas-Fahrer_Innen  sprachen  sich  ihrerseits  für  mehr
Arbeitsschutz aus, um nicht mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr
Leben  riskieren  zu  müssen.  Diese  Forderungen  können  zwar  von  den
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das auch wollen,
und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, deswegen wäre es besser
eine politische Verankerung, die Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal
zur Plicht macht, zu erkämpfen.
Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der politische Streik
immer wichtiger. Er könnte der einzige wirkungsvolle Weg sein, den Krieg
Russlands gegen die Ukraine zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein,
wie wir es schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.

Was ist ein politischer Streik?

Wenn von einem Streik geredet wird, wird damit meist der Arbeitskampf der
Arbeiter_Innen  eines  einzelnen  Unternehmens  gemeint.  Bei  dieser
Aktionsform  ist  das  Ziel,  durch  das  Niederlegen  der  Arbeit  bessere
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen,  beispielsweise  bessere  Gehälter,
Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die zwischen Arbeiter_Innen
und  Bourgeoisie  direkt  ausgehandelt  werden  können.  Dabei  ist  das
Druckmittel  die  ausbleibenden  Gewinne  des  Unternehmens,  da  nichts
produziert wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann. Es
gibt  aber  auch,  wie  bereits  erwähnt,  den politischen Streik.  Dieser  zielt
darauf ab, auch durch das Anhalten der
Arbeit,  Forderungen gegenüber der  Regierung umzusetzen bzw.  diese in
ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland
liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der als Folge auf den
Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik durch reaktionäre
Militärs. Dieser wurde mitunter durch die
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich Arbeiter_Innen
bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 von ihnen im Ruhrgebiet in den
Streik traten.  Ziel  eines solchen Streiks kann es also sein,  die Politik in
Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten Beispielen zu
bleiben,  kann  so  z.B.  die  Arbeiter_Innenklasse  gemeinsam  mit  den



Soldat_Innen einen Krieg beenden. Während die Soldat_Innen den Kampf an
der Front nicht weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so auch enormer
Druck  auf  die  Regierung  aufgebaut,  die  ohne  die  Unterstützung  der
Bevölkerung  den  Krieg  so  gut  wie  gar  nicht  weiterführen  könnte.

Warum tun wir das dann nicht einfach?

In Deutschland ist der politische Streik jedoch problematisch, da er als illegal
gilt. Grund dafür ist, dass dadurch ein Erzwingungsstreik verhindert werden
soll. Wie der Name schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik
eine
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben gibt es aber
auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird die Arbeit niedergelegt, um
an Demonstrationen teilzunehmen, sie durchzuführen und so auf politische
Forderungen  aufmerksam  zu  machen.  Dabei  bleibt  es  aber  bei  dem
Demonstrationsstreik – es wird nicht versucht, die Forderungen durch die
Aktionsform umzusetzen.
Grundlage  für  das  Verbot  des  Erzwingungsstreiks  ist  die  Auslegung der
parlamentarischen Demokratie. In dieser kann
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, von Bundestags-
bis Kommunalwahlen und den wenigen anderen Möglichkeiten wie Petitionen
oder Bürgerbeteiligungen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das
Verbot  des  Streiks  die  „Erpressbarkeit“  des  Staates  vermeiden  soll.  Ein
Streik  würde  dieses  Selbstverständnis  brechen  und  es  ermöglichen,
thematisch  und zeitlich  direkter  auf  den Staat  einzuwirken.  Dies  ist  ein
absurdes Argument, wenn man sich die massive Korruption/Lobbyismus und
damit  die  direkte  Einlussnahme der  Kapitalist_Innenklasse  auf  den Staat
ansieht.
Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr schnell, wie schwer ein
Streik der Arbeiter_Innen in dieser Branchen das gesellschaftliche Leben
zum Stehen bringen könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das
immer
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte drastische Folgen, man
denke nur an die Aufgeschmissenheit



während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden die Kinder noch
teilweise betreut, das wäre bei einem Streik vielleicht nur noch sporadisch
möglich. Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen verschiedener Bereiche
ja meist für übergeordnete Ziele. So
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt werden, wie es
bei jedem Bahnstreik der Fall ist.
Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang mit dem politischen
und  gewerkschaftlichen  Streik  zusammenhängt,  ist  die  Untrennbarkeit
beider  Formen.  Politische  Streiks  wirken  sich  auch  immer  auf  die
Unternehmer aus,  es  gehört  schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der
gewerkschaftliche  Streik  wirkt  sich  ebenfalls  bei  langer  Laufzeit  auf  die
Politik  aus,  da  sie  in  gewisser  Weise  immer  als  Vermittler  zwischen
Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich nur soweit die Grundsätze
der  Herrschaft  des  Kapitals  (ihre  Besitzverhältnisse)  nicht  angegriffen
werden,  und mit  dem Ziel  den Klassenkampf zu mildern),  aus den vorig
erklärten Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Politische Selbstbestimmung der Arbeiter_Innen statt Illegalisierung!

Es ist ein weiterer Ausdruck der Arbeiter_Innenfeindlichkeit, wie mit dem
Streikrecht  umgegangen wird:  So wenig wie möglich werden Rechte für
Arbeiter_Innen eingeräumt. Der politische Streik ist verboten und mit der
deutschen  Demokratie  nicht  vereinbar.  Sollte  er  doch  durch  die
Meinungsfreiheit  gedeckt  sein,  kann  es  immer  noch  zu  Problemen
mit  dem  Arbeitgeber_Innen  kommen.  Gewerkschaftliche  bzw.  tariliche
Streiks  sind  nur  nach  Ablauf  der  Tarifrunden
möglich  und können so  auch von Arbeitgeber_Innen stark  eingeschränkt
werden.
Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss von uns auf die
parlamentarische Demokratie genommen
werden  kann  und  wie  starr  sie  ist.  Wir  müssen  also  weiterhin  für  ein
politisches  Streikrecht  eintreten,  als  erste  Form  uns  Gehör  in  dem
derzeitigen System zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die
Ersetzung  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  Rätedemokratie



eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt,
arbeitet  und lernt organisiert  ist  und sich politisch einbringt.  Und damit
kommen wir auch wieder zu der Überschrift
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, wir müssen sie
uns selber erkämpfen, eben mit dem politischen Streik!

Gegen die Illegalisierung politischer Streiks!

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der
Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche gemeinsam
gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken &
kämpfen!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen politischen
Fehler, wie Aufrüstung und schlechte
Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst
feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie
SPD)

Grundlagen  des  Marxismus:
Warum  gibt  es  immer  noch
Krieg?
von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat wirklich kaum
jemand  gerechnet.  Alle  dachten,  dass  Putin  niemals  so  „verrückt“  sein
könnte, wirklich eine offene Aggression zu starten. Und trotzdem kam sie
dann  und  seitdem  sind  sich  alle  einig  –  von  der  Bildzeitung  bis  zur
Bundesregierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu Fall
gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa geben. Es ist klar,
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dass  Marxist_Innen  widersprechen  müssen,  wenn  große  historische
Zusammenhänge mit dem Charakter großer Männer erklärt werden, denn
wir in den die Ursachen im System. Das wurde in dem Fall  genauer in
unseren anderen Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konflikt in
der  Ukraine  geht  zweifelsohne  um  die  Frage,  welcher  Machtblock  den
größten Einfluss in der Ukraine haben soll: Russland oder die NATO? Und da
stellt sich nun die Frage:

Warum gibt es überhaupt Einflusssphären?

Dass die Welt in Einflusssphären eingeteilt wird, ist nichts, was erst mit dem
Kapitalismus  entstanden  ist.  Mit  Einflusssphären  meint  man Länder,  die
wirtschaftlich oder politisch von anderen, stärkeren Ländern abhängig oder
sogar  gelenkt  sind.  Das  gab  es  auch  schon  in  vorkapitalistischen
Gesellschaften.  Im  Kapitalismus  hat  dies  die  Form  der  Kolonialisierung
angenommen, bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet wurden. Nach dem
2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien verloren gegangen und stattdessen
überwiegt jetzt die Halbkolonie.

„Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig ist, aber dennoch durch
die  wirtschaftliche Abhängigkeit  von einem oder  mehreren Ländern eine
Kolonie ist, also auch politisch hörig.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas Fundamentales im
Kolonialsystem  und  die  Arbeiter_Innenbewegung  entwarf  die
Imperialismustheorien,  um  dies  zu  beschreiben.  Diese  besagt,  dass  der
Kapitalismus seinen eigentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales
System zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die gesamte
Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige Länder aufgeteilt und
diese Abhängigkeit ist immer wichtiger geworden, weil das Kapital in den
imperialistischen Nationen nicht mehr genug Absatz findet und nun auch in
die schwächeren Länder anlegt.

Da  die  imperialistischen  Nationalstaaten  vor  Allem  die  Interessen  ihrer
nationalen kapitalistischen Klasse vertreten, müssen sie stets bestrebt sein,



ein  möglichst  effizientes  imperialistisches  System  aus  Halbkolonien
aufzubauen,  denn  je  effizienter  dieses  ist,  desto  größere  wirtschaftliche
Potentiale  hat  man.  Das  bedeutet  nicht  unbedingt,  dass  es  dabei  immer
ausschließlich  darum  geht,  wirtschaftlich  relevante  Einflusssphären  zu
behaupten.  Bei  manchen  Ländern  geht  es  mehr  um  „geostrategische“
Gründe, also dass sie militärisch gut liegen, eine konkurrierende Macht in
der  Ausbreitung  blockieren  oder  andernfalls  eine  Gefahr  für  das  eigene
imperialistische System darstellen würden.

Und warum kommt es zu Eskalationen?

Oft  bedeutet  „gute“  imperialistische  Politik  die  Ausweitung  der  eigenen
Einflusssphäre. Dies entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte
zu  verdrängen.  Bei  Halbkolonien  nimmt  das  meist  zunächst  die  Form
erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten Preisen oder günstigen
Investitionen möchte  man Teile  des  Marktes  in  der  Halbkolonie  an  sich
reißen. Ab einem gewissen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche
Abhängigkeit  dazu  ausnutzen,  an  die  Halbkolonie  auch  politische
Forderungen  zu  stellen.  Wenn  sich  die  Halbkolonie  nun  dagegen  wehrt
können auch ganz schnell  Sanktionen oder Wirtschaftsblockaden erhoben
werden,  oder  reaktionäre  Putschbewegungen  unterstützt.  Oder  eine
Großmacht  geht  mit  dem  Brecheisen  vor  und  marschiert  direkt  ein.

Dieses  Verdrängen  der  alten  Macht  ist  selbstverständlich  eine  heftige
Provokation.  Wenn  diese  unbeantwortet  bleibt  und  damit  die  Eskalation
einseitig nicht mitgetragen wird, dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass
die alte Macht ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der
imperialistischen  Weltpolitik  Eskalationen  mitzugehen,  denn  jede
Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht mehr. Diese Konlikte
werden  nur  im  Extremfall  mit  unmittelbarer  militärischer  Gewalt
ausgetragen.  Politische  Isolation,

wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen gehen dem meist
voraus und gehören zum gleichen imperialistischen Werkzeugkasten wie der
Krieg.  Daher  auch  der  bekannte  Ausspruch  „Der  Krieg  ist  eine  bloße
Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen  Mitteln“.  Und  solange  es  die



imperialistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die Gefahr von
Krieg geben.

Was machen wir dagegen?

Ein  wirkungsvoller  Widerstand  gegen  den  Krieg  darf  nicht  beim bloßen
Pazifismus stehenbleiben.  Einfach nur  gegen Krieg zu sein,  reicht  leider
nicht.  Wir  müssen das System,  das  den Krieg hervorbringt,  überwinden.
Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare antiimperialistische
Haltung, die sich in innerimperialistischen Konflikten auf keine der beiden
Seiten stellt, auch wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir
müssen  uns  gegen  das  gesamte  imperialistische  System aufstellen!  Und
dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive ein und wollen uns
mit  den  Arbeiter_Innen-  und  Friedensbewegungen  anderer  Länder
verbünden, wobei jede zunächst den eigenen imperialistischen Nationalstaat
zum Hauptfeind nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden.

Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter
Völker und von Halbkolonien. Wenn wir gemeinsam ein neues, sozialistisches
Weltsystem erkämpfen, dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!

Daher fordern wir:

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung gegen den
Kapitalismus  als  Kriegsursache  aus  Arbeiter_Innen  und
Unterdrückten

Gegen imperialistische Aufrüstung und Militärbündnisse wie NATO
oder OVKS

Für  das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Völker  und  unterdrückten
Halbkolonien



Solidaritätserklärung  mit  Solid
Berlin: Sozialistische Positionen
gegen  bürokratische  Angriffe
verteidigen!
Der Berliner LINKE-Vorstand plant, die Finanzierung der Jugendorganisation
Solid  Berlin  zu streichen.  Solidaritätserklärung linker,  sozialistischer  und
gewerkschaftlicher Gruppen und Einzelpersonen mit Solid Berlin.

Seit  Längerem  schon  kritisiert  die  Linksjugend  Solid  Berlin,  der
Jugendverband  der  Berliner  Linkspartei,  den  Regierungskurs  der
Mutterparte i .  Am  Sonntag,  den  10 .  Apr i l ,  bekräf t igte  d ie
Landesvollversammlung  von  Solid  Berlin  die  Gegnerschaft  zur
Regierungsbeteiligung  und  forderte  den  Austritt  der  LINKEn  aus  dem
Berliner  Senat.  Ebenso  positionierte  sich  der  Verband  gegen  Krieg  und
Aufrüstung ohne Unterordnung unter Russland oder unter die NATO, sowie
für die entschädigungslose Enteignung von Deutsche Wohnen und Co. Mit
diesen Positionen wirbt die Linksjugend Solid Berlin für eine sozialistische
Oppositionspolitik  im  Gegensatz  zum Regierungskurs  der  Parteispitze  in
Berlin und bundesweit.

Kritik an der Parteispitze zu üben, ist gerade das grundsätzliche Recht des
Jugendverbandes und seine Existenzberechtigung.  Laut  Zeitungsberichten
unter anderem des Tagesspiegel vom 14. April sowie des neuen deutschland
vom 19. April plant die Berliner LINKE-Landesvorsitzende Katina Schubert
jedoch, die Finanzierung des Jugendverbandes zu streichen, weil sie mit den
inhaltlichen Beschlüssen der Landesvollversammlung von Solid Berlin nicht
einverstanden ist.  Mit  dieser bürokratischen Methode will  die Spitze der
Landespartei  die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Beschlüssen der
Landesvollversammlung von Solid Berlin vom 10. April verhindern, die die
Positionen der Linkspartei in Berlin und bundesweit kritisieren.
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Insbesondere  kritisiert  Schubert  die  beschlossene  Positionierung  “zur
Situation in Israel und Palästina”, die unter anderem ein bedingungsloses
Rückkehrrecht  für  alle  Palästinenser:innen,  die  Benennung  Israels  als
Apartheidsstaat sowie die Unterstützung einer binationalen sozialistischen
Ein-Staaten-Lösung auf dem Gebiet des historischen Palästinas beinhaltet.
Wie  der  Neuköllner  LINKE-Bezirksverband  schreibt,  bewegen  sich  diese
Positionen “im Rahmen des Parteiprogramms der LINKEN”.

Unter dem Vorwand des Antisemitismus, befeuert von einer Hetzkampagne
des Springer-Blattes DIE WELT, sollen jedoch nicht nur diese Positionen
unsagbar gemacht, sondern die gesamte kritische Haltung von Solid Berlin
zum  Regierungskurs  der  Mutterpartei  mundtot  gemacht  werden.  Dabei
schreckten sie auch nicht davor zurück, einen Genossen als jüdische Stimme
mundtot  zu  machen  und  ihn  in  der  Springerpresse  als  antisemitisch  zu
diffamieren . Zum Jahresanfang fielen Teile des Bundessprecher:innenrats
durch  Hasstiraden  gegen  Palästinenser:innen  auf.  Unter  anderem
bezeichnete  ein  Mitglied  des  höchsten  Solidgremiums  Palästina  als  ein
“Phantasialand”. Der Vorfall bleibt bis dato von der Partei unkommentiert
und offensichtlich „im Rahmen des linken Parteiprogramms“.

Wir Unterzeichner:innen erklären uns solidarisch mit Solid Berlin, auch wenn
wir hinsichtlich der Positionen des Verbands unterschiedlicher Meinung sein
können.  Wir  lehnen  entschieden  die  bürokratische  Methode  der
Meinungsunterdrückung  gegenüber  dem  Jugendverband  ab,  die  eine
antidemokratische  Zwangsdisziplinierung  darstellen  und  die  inhaltliche
Auseinandersetzung  mit  den  Positionen  der  Linksjugend  Solid  Berlin
verhindern sollen. In diesem Sinne schließen wir uns den Äußerungen von
Ulas  Tekin  sowie  von Ferat  Koçak im nd  an,  die  sich  klar  gegen diese
Methode ausgesprochen haben. Wir machen uns auch den Beschluss der
LINKE-Basisorganisation Wedding vom 14. April zu eigen: Solid Berlin hat als
“eigenständiger  Verband,  der  auch das  Recht  über  einen eigenständigen
Willensbildungsprozess hat”, das Recht, die Positionen der LINKEn in Berlin
und bundesweit zu kritisieren und eigene Positionen zu vertreten. “Wenn
Katina Schubert und andere andere im geschäftsführenden Landesvorstand
andere Meinungen vertreten, dann sollte dieser Dissens über Argumente und
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nicht  über  Repressionen  geklärt  werden.  Wir  fordern  daher,  dass  die
Autonomie der Linksjugend [’solid] Berlin vollständig erhalten bleibt und die
Parteispitze Ihre Pläne zur Einschränkung der Verfügungsgewalt über die
eigenen Mittel beendet.“

Erstunterzeichner:innen
Gruppen:
Migrantifa Berlin
Jewish Bund
Palästina  Spricht  Bewegung  (Koalition  für  palästinensische  Rechte  und
gegen Rassismus)
Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost
Jüdisch-israelischer Dissens
„Bundestag 3 für Palästina“ BT3P
RIO / Klasse gegen Klasse
Gruppe ArtbeiterInnenmacht
Revolution
Ko-Kreis LINKE BO Wedding
LINKE Kreisverband Siegen-Wittgenstein
AKL Bünde
linksjugend [`solid] ROSA
linksjugend [`solid] Neuglienicke
linksjugend [`solid] Moabit / Tiergarten
linksjugend [`solid] Stuttgart
linksjugend [`solid] Heidelberg
linksjugend [`solid] Rems-Murr
linksjugend [`solid] Ortenau
linksjugend [`solid] Pforzheim
LAK Klassenkampf Niedersachsen/Bremen
linksjugend [`solid] Links der Weser
linksjugend [`solid] Salzgitter
linksjugend [`solid] Wolfenbüttel
linksjugend [`solid] Braunschweig
Jugendkommune Sara Dorşîn



Berlin for India
Wedding United
Berlin Migrant Strikers
India Justice project

Einzelpersonen:
Ferat Ali Kocak, Mitglied des Abgeordnetenhauses Berlin
Bettina Gutperl, Ko-Kreis BO Wedding und Bundesvorstand DIE LINKE
Ulas Tekin, Mitglied im Landesvorstand von die LINKE Berlin
Leonard  Diederich,  Mitglied  im  Bezirksvorstand  die  LINKE  Mitte  und
Sprecher  BO  Moabit
Franziska Lindner, Mitglied im Bezirksvorstand die LINKE Mitte
Marius Weichler, Vorsitzender des LinksTreff Wedding e.V.
Thierry Kruber Ko-Kreis BO Wedding
Niklas Schrader, Ko-Kreis BO Wedding
Fabian Nehring, Ko-Kreis BO Wedding
Ava Matheis, Delegierte für den Bezirk Mitte des 8. Landesparteitags die
LINKE Berlin
Sungsoo Park, Mitglied in der BO Rixdorf
Robin Bitter, Kreisvorstand LINKE Düsseldorf
Michael Sappir, Mitglied bei SDS Leipzig
Yuval Gal cohen, Aktivstin bei Jüdisch-israelischer Dissens
Shira Bitan, Aktivistin bei Jüdisch-israelischer Dissens
Yossi Bartal, Die LINKE Neukölln
Judith Bernstein, BT3P
Amir Ali, BT3P
Christoph Glanz, BT3P
Yasemin Cetinkaya, Schauspielerin
Soulmade Dam, Produzent

Unterschreibt den Brief sehr gerne mit eurer Gruppe, Linksjugend- oder DIE
LINKE Gliederung oder einfach als Einzelperson. Schreibt dafür eine kurze
Mail an nord-berlin@solid-berlin.org

mailto:nord-berlin@solid-berlin.org


Liebknecht  oder  Lederer?  –
Bericht  von  der  31.  LVV  von
Solid Berlin
Wir spiegeln an dieser Stelle solidarisch einen Bericht von Dan Kedem und
Tim Jonat von Solid Nord über die 31. Landesmitgliederversammlung von
Solid  Berl in.  Zuerst  erschienen  auf  Klassegegenklasse.org
(https://www.klassegegenklasse.org/liebknecht-oder-lederer/).

Am Sonntag tagte die 31. Landesvollversammlung der linksjugend [‘solid]
Berlin. Eine rechte Wende im Verband wurde zwar abgewandt, aber jetzt gilt
es den Linkskurs jenseits von Beschlüssen umzusetzen.

Nach  einem  letzten  Mobilisierungsversuch  der  Parteibürokratie  vor
Tagungsbeginn  startete  die  31.  Landesvollversammlung  der  linksjugend
[‘solid] Berlin mit unklaren Mehrheitsverhältnissen. Unter anderem wurden
Nachwuchskarrierist:innen aus den sogenannten Jugend-Basisorganisationen
(Einheiten der Parteibürokratie) mit dem Ziel mobilisiert, rechte Mehrheiten
zu sichern und einen reformistischen, an die Parteibürokratie angepassten
Kurs  innerhalb  des  Jugendverbandes  wiederherzustellen.  Die
Parteibürokratie  hat  sich  mehrmals  über  den  Kurs  des  Jugendverbands
unzufrieden gezeigt und hat den Wunsch auch öffentlich geäußert (neben
zahlreichen Distanzierungen), den Jugendverband wieder auf Kurs bringen
zu  wollen.  Paul  Schlüter  zum  Beispiel,  seinerseits  Mitglied  des
Parteivorstands  der  LINKE  Berlin,  war  als  „aktives“  Mitglied  bei  der
Mitgliederversammlung  dabei.  Formell  ist  seine  Mitgliedschaft  durch
Zahlung des Mitgliedsbeitrags zwar aktiv, gesehen hat man ihn auf solid
Veranstaltungen aber noch nie. Spekulieren kann man nur, ob er von Klaus
Lederer persönlich mobilisiert wurde.

Zur Einleitung der Tagung startete diese mit Grußworten der Abgeordneten
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Katalin Gennburg und Ferat Ali Kocak, welche beide für eine starke Linke
und  eine  „widerständige“  Jugendorganisation  appellierten.  Gennburg
forderte allerdings auch, dass Deutsche Wohnen und Co. enteignen (DWE)
unbedingt in die Expert:innenkommission des Senats gehen sollten, nachdem
dieser die Forderungen der Initiative von ⅔ der Sitze in der Kommission
ignorierte und alles dafür tat, den Volksentscheid zu zermürben. Sie hat den
Eindruck gemacht, der Parteijugend einreden zu wollen, dass wirklich an
eine Umsetzung mit  SPD und Grünen gearbeitet  wird,  und biederte sich
insoweit an die Parteiführung an, dass sie das Gesagte von Katina Schubert
am vergangenen Wochenende zu einem möglichen Austritt aus der Koalition,
falls DWE nicht umgesetzt wird, wiederholte. Zum Krieg in der Ukraine hatte
sie im Gegensatz zu den anderen Grußworten gar nichts zu sagen, obwohl sie
alleine fast so lang gesprochen hat wie die anderen beiden zusammen.

Schlussendlich folgte ein Grußwort der Jugendorganisation REVOLUTION,
die  die  starke  Zusammenarbeit  mit  der  Solid  gegen  Rassismus,  die
Immobilienwirtschaft und für einen starken Antimilitarismus begrüßten. Es
folgten  starke  Appelle  an  den  Jugendverband,  welcher  sich  von  seinem
reformistischen  Kurs  abwenden  und  endlich  revolutionäre  Positionen
vertreten müsse.  Dafür  sei  es  auch notwendig,  sich der  Mutterpartei  zu
stellen, denn DIE LINKE steht dem revolutionären Anspruch des linken Solid-
Flügels diametral entgegen und praktiziert eine bürgerliche Politik, die der
Sozialdemokratie identisch ist. Die Solid müsse einen Trennstrich zwischen
der eigenen und der bürgerlichen Politik machen und einsehen, dass selbst
Reformen  immer  von  Arbeiter:innenkämpfen  und  eben  nicht  von
Parlamenten ausgingen. Wir hoffen, dass REVOLUTION bereit ist, den Kampf
gegen die verräterische Politik der LINKEn mit der Solid aufzunehmen und
sie dabei zu unterstützen.

Nach diesem starken Schlusswort ging es in die allgemeine Tagesordnung
über.

Wie  üblich  wurde  mit  einer  rechten  Mehrheit  im  Landesverband  das
Stimmrecht  und  dieses  Mal  auch  das  Wahlrecht  für  Sympathisant:innen
(passive  Mitglieder  sowie  nicht-Mitglieder  des  Verbandes)  beschlossen,
nachdem durch administrative Vorgänge einige Anmeldungen schief gingen



und nicht genau klar war, wer aktives Mitglied und wer Sympathisant:in ist.
Aufgrund dessen war es noch undurchsichtiger, wie die einzelnen politischen
Lager verteilt waren.

Nach einer beschlossenen Generalüberholung der Satzung wurde von Seiten
des  rechten Flügels  des  Landessprecher:innenrats  versucht,  ein  weiteres
bürokratisches  Mittel  innerhalb  des  Landesverbandes  durchzusetzen:  ein
sogenannter  Basisgruppenrat,  der  einzelnen  Delegierten  weitreichende
Befugnisse geben und die rechte Mehrheit unter den Basisgruppen gegen die
nach links orientierte Mehrheit im Landesvorstand ausspielen sollte. Dieser
Antrag wurde abgelehnt – ein weiterer guter Schritt für das linke Lager im
Landesverband, denn so kann bisher zumindest garantiert werden, dass die
rechte  Mehrheit  im  Landesverband  keine  Beschlüsse  eines  linken
Landesvorstands  aufheben  kann.

Die  eigentlich  wichtigen  Punkte  dieser  Landesvollversammlung  waren
allerdings die Nachwahl der freigewordenen Stellen im Landesvorstand der
Solid sowie die inhaltliche Antragsphase.

Linke Anträge für Enteignung, gegen Krieg und Aufrüstung

Begonnen  wurde  mit  einem  Antrag,  der  einen  Kernteil  einer  jeden
revolutionären Übergangsprogrammatik ausmacht:  nämlich die Ablehnung
von  Entschädigungszahlungen  und  die  Expropriation  (Enteignung)  der
Expropriateur:innen.  Im  Antrag  wird  folgendes  festgehalten:

Ablehnung der Entschädigung
S t e l l u n g  d e s  n a t i o n a l i s i e r t e n  E i g e n t u m s  u n t e r
Arbeiter:innenkontrolle
Verbindung  der  Frage  der  Enteignung  mit  der  Frage  nach  der
politischen Macht
Ablehnung des bürgerlichen Formalismus, das heißt: der Kampf um
die  Vergesellschaftung  kann  sich  nicht  auf  Instrumente  einer
bürgerlichen Verfassung berufen und deren Umsetzung durch eine
bürgerliche Regierung

Zur Überraschung des linken Lagers wurde dieser Antrag,  nach starkem



Einwand von Rechten, welche sich auf das Grundgesetz beriefen und für eine
Entschädigung plädierten, mit einer ⅔-Mehrheit angenommen.

Der nächste Antrag aus dem linken Flügel, welcher den Rausschmiss von
Agent:innen des Kapitals aus der Partei DIE LINKE forderte, wurde mit 45
Prozent Ja- zu 45 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt. Dieser forderte auch den
Aufbau einer Partei nach den folgenden Organisationsprinzipien:

Funktionär:innen und Mandatsträger:innen für die Partei DIE LINKE
verdienen nur einen Arbeiter:innenlohn und sind verpflichtet,  den
Rest  ihres  Gehalts  an  Streikkassen  und  andere  vom  Staat
unabhängigen  Organisationen  der  Klasse  weiterzugeben
Die  jederzeitige  Abwählbarkeit  aller  Funktionsträger:innen  und
Mandatsträger:innen
Rechenschaftspflichtigkeit gegenüber den unteren Ebenen der Partei
Maximale Amtszeitbegrenzung auf zwei Legislaturen

An  dieser  Abstimmung  wurde  ersichtlich,  dass  die  Lager  auf  der
Versammlung ungefähr  gleichmäßig  verteilt  waren.  Wären allerdings  ein
Paul Schlüter aus dem Landesvorstand oder Nachwuchskarrierist:innen aus
den Jugend-BOs nicht geschickt worden, hätte der eigentliche Jugendverband
–  zumindest  auf  Landesebene  –  sehr  wohl  ein  Interesse  an  einer
antibürokratischen Arbeiter:innenpartei. Die Mutterpartei ist sich jedoch für
nichts zu schade und versucht zu sabotieren, wo es nur geht.

Wofür die Stimmen des rechten Lagers nicht genügten, war der nächste
Antrag, welcher den sofortigen Austritt der LINKEn Berlin aus der Regierung
fordert .  Die  Bedingungen,  welche  an  eine  Fortsetzung  der
Regierungsbeteiligung geknüpft  waren,  sind nicht umsetzbar und werden
tagtäglich von der Linksfraktion verraten. Deshalb war für die Mehrheit des
Jugendverbandes klar, dass die Partei aus der Regierung heraus muss. Ein
weiterer Erfolg für das revolutionäre Lager.

Die Forderungen waren:

Sofortige Umsetzung von Deutsche Wohnen und co. enteignen
Sofortiger Abschiebestopp in der rassistischen Migrationspolitik



Sofortiger Abbruch des Autobahnausbaus der A100
Sofortiger Stopp der Ausschreibungen für die S-Bahn-Privatisierung
Einführung des kostenlosen ÖPNVs in Berlin

Zum Anfang der Versammlung wurde klar, dass im Landessprecher:innenrat
die  Priorisierung  der  Anträge  kontrovers  diskutiert  wurde.  Dies  wurde
spätestens deutlich, als mehrere mehr oder weniger unkontroverse Anträge
zu Verbandsinterna wie dem öffentlichen Auftreten, eine Logoänderung und
die  Streichung  des  Sonderzeichen  im Namen aneinandergereiht  wurden.
Nach einer erfolgreichen Änderung der Geschäftsordnung wurde der Antrag
zur Neupositionierung des Berliner Landesverbandes zur Situation in Israel
und  Palästina  vorgezogen.  Die  Debatte  schien  zunächst  sehr  heikel  zu
werden, schließlich umfasste dieser Antrag mehrere Forderungen, die vom
Bundesverband  und  Partei  als  inakzeptabel  angesehen  werden  und
Positionen,  die  in  der  Vergangenheit  zu  Ausschlussforderungen  führten.
Folgende Forderungen waren im Antrag enthalten:

Unterstützung  einer  sozialistischen  Ein-Staaten-Lösung  auf  dem
Gebiet des historischen Palästinas
Anerkennung Israels als Apartheidstaat
Rückkehrrecht für alle Palästinenser:innen
Benennung  des  Zionismus  als  reaktionäre  und  nationalistische
Ideologie
Teilnahme des Berliner Landesverbandes an Nakba-Woche

Widerstand kam wieder  von  der  Linken Aktion  Lichtenberg,  welche  den
Antragstellenden  „Inkompetenz“  unterstellte,  da  der  Zionismus  als
nationalistische Ideologie gewertet wurde. Das israelische Apartheidregime
wurde ebenfalls in der Debatte verneint. Ebenso kam Gegenwind von einer
Bundessprecherin,  welche  darauf  hinwies,  dass  dieser  Antrag  laut
Bundesverbandsbeschluss  als  antisemitisch  einzustufen  sei.  Die
Spaltungslinie  zum  Bundesverband  wurde  an  diesem  Antrag  besonders
deutlich. Die traditionellen Argumentationsmuster der proimperialistischen
Bundesführung,  welche  sich  zur  Rechtfertigung  ihrer  Positionen  auf  die
sogenannte Kollektivschuldthese beruft, zogen bei der Berliner Basis jedoch
am Ende gar nicht. Mit großer Überraschung wurde der Antrag nämlich mit



absoluter Mehrheit angenommen. Ein großer Erfolg für den revolutionären
Flügel von Solid Berlin, da sie nach heftigstem Widerstand innerhalb eines
Solid-Verbands eine Mehrheit hinter ihrer Position zur Situation in Israel und
Palästina versammeln konnten. Diese Position wird in Deutschland nur von
einer handvoll Organisationen vertreten, entspricht jedoch der anerkannten
Mehrheitspositionierung von sozialistischen Gruppen weltweit.

Der letzte zu behandelnde Antrag des Tages sollte ebenfalls einer aus dem
linken  Lager,  gegen  Krieg  und  Aufrüstung,  sein.  Nach  einer  relativ
unkontroversen Debatte – nur die kernrechte Fraktion hatte wieder einmal
etwas  dagegen  –  wurde  auch  dieser  Antrag  mit  absoluter  Mehrheit
angenommen.  Somit  positioniert  sich  die  Solid  Berlin  klar  gegen  Putins
Angriffskrieg,  stellt  sich  aber  auch  klar  gegen  Sanktionen  und
Waffenlieferungen.  Ebenso  wird  die  Zerschlagung  der  NATO  und  die
Umstellung  der  Rüstungs-  auf  zivile  Produktion  gefordert.  Der  Antrag
richtete  sich  vor  allem  an  die  Linkspartei,  die  sich  immer  mehr  dem
deutschen  Kriegstaumel  anschließt.  Am  Wochenende  waren  vor  allem
Genoss:innen aus Nord-Berlin sowie der Basisgruppe „ROSA“ aus Steglitz-
Zehlendorf bei der Antikriegsdemo in Berlin zahlenmäßig gut vertreten, was
auf ein breites Mobilisierungspotential für diesen Beschluss schließen lässt.
Vor allem hier wird es darauf ankommen, den Druck auf den Landesvorstand
aufrechtzuerhalten, beziehungsweise notfalls auch durch öffentliche Kritik
größere Mobilisierung durch den gesamten Landesverband zu erwirken.

Weitere Anträge, welche vom linken Flügel kamen – wie zum Kampf gegen
die  Gewerkschaf tsbürokrat ie ,  zur  Nichtanerkennung  des
Bundessprecher:innenrats, zur Abschaffung der Polizei oder zum Rauswurf
der  Gewerkschaft  der  Polizei  aus  dem  deutschen  Gewerkschaftsbund  -,
wurden gar nicht erst behandelt, da diese durch reformistische Kräfte im
Landessprecher:innenrat nach ganz hinten geschoben wurden. Dies stellt ein
weiteres  beliebtes  Mittel  von  rechten  Strömungen  dar,  um  unbeliebte
Themen gar nicht erst behandeln zu müssen.

Nachwahlen zum Landessprecher:innenrat

Bei den Wahlen wurde es nicht minder spannend, doch mit relativ deutlichen



Mehrheiten wurden drei neue Genoss:innen in den Landessprecher:innenrat
gewählt.  Die Bilanz:  Eine rechte Wende wurde zwar abgewendet,  jedoch
behält der Landesvorstand insgesamt einen linksreformistischen Charakter,
obwohl zwei dem revolutionären Flügel nahestehende Genoss:innen gewählt
wurden.  Ein  relativer  Erfolg  war  es,  dass  Nachwuchsbürokrat:innen  der
Basisgruppe „Linke Aktion Lichtenberg“ (LiA) verhindert wurden, die unter
anderem Sanktionen gegen Russland befürworten und die Position vertreten,
es sei egal, wenn an diesen die Zivilbevölkerung leidet. Diese Basisgruppe,
die  im Übrigen eine  der  größten Fraktionen zur  Landesvollversammlung
stellte, vertritt ebenfalls die Positionen, dass es in der Ukraine und vor allem
in  der  ukrainischen  Armee  keine  Faschist:innen  gäbe  und  dass  die
Linksjugend  Berlin  sich  zum  Grundgesetz  bekennen  solle.

Die Wahlergebnisse lassen vorerst darauf schließen, dass in der restlichen
Legislaturperiode  des  Landessprecher:innenrats  kein  großer  Rechtsdrift
ansteht,  sodass  getroffene  Beschlüsse,  wie  das  Kooperationsverbot  mit
bürgerlichen Parteijugenden oder eine Kampagne gegen das Tesla-Werk, mit
der  Forderung,  das  dieses  entschädigungslos  enteignet  und  unter
Arbeiter:innenkontrolle  gestellt  gehört,  in  Teilen  des  Gremiums  Gehör
finden. An dieser Stelle soll der Appell an alle linken Mitglieder des Rats
gehen, dass wir darauf zählen, die Beschlüsse ernst zu nehmen und den
Kampf  um  diese  in  d ie  Parte i ,  den  Bundesverband  und  den
Landessprecher: innenrat  selber  hineinzutragen  und  diese
Übergangsforderungen  auch  öffentlich  zu  vertreten.  Die  revolutionären
Genoss:innen  sollten  sich  im  Klaren  darüber  sein,  dass  der  LSp:R  als
bürokratisches  Gremium  ein  Bremsklotz  ist,  sodass  ein  gewisser
Anpassungsdruck  besteht,  sich  in  die  bürokratischen  Strukturen  des
Verbandes  sowie  der  Partei  hinein  zu  integrieren.  Der  Anspruch
revolutionärer Genoss:innen innerhalb der linksjugend [‘solid] Berlin ist es,
dafür  zu  kämpfen,  in  der  Perspektive  eine  leninistische  Organisation
aufzubauen.  Dies  schaffen wir  nur mit  Klarheit  des Programms,  welches
zusammen  in  Opposition  mit  revolutionär-sozialistischen  Verbündeten
umgesetzt werden soll.  Die Bildung einer solchen Fraktion innerhalb des
Verbandes sowie der Partei  sollte oberste Priorität haben und die linken
Mitglieder des LSp:Rs dürfen sich dabei nicht vom reformistischen Alltag der



Partei zermürben lassen. Im Zweifelsfall kann dies auch nur mit dem Bruch
der reformistischen Parteiführung geschehen.

Wie weiter?

Doch  was  genau  bedeutet  das  alles  für  die  Solid  Berlin  und  für  die
Linksjugend im Allgemeinen?

Zunächst  wurde neben den Genoss:innen aus  Nord-Berlin  eine  Basis  für
Grundzüge eines revolutionären Programms gefunden. Diese Basis stützt sich
eben nicht nur auf eine Basisgruppe, sondern auf die Unterstützung durch
andere  Genoss:innen  des  Landesverbandes,  die  den  zum  rechten
Bundesverband entgegengesetzten Kurs befürworten und sich vom offenen
Kampf nicht abschrecken lassen. Das ist erstmal begrüßenswert, doch jetzt
kommt es darauf an, als revolutionäre Minderheit diese programmatische
Grundlage  in  eine  Oppositionsplattform  umzuwandeln,  damit  der
neugewählte, mehrheitlich linksreformistische Landessprecher:innen bei der
Umsetzung eben dieser Beschlüsse zu Genüge unter Druck gesetzt wird.

Revolutionär:innen bei der Linksjugend müssen alles dafür tun, dass diese
Übergangsforderungen, welche von der Basis beschlossen und legitimiert
worden  sind,  nach  außen  in  der  Öffentlichkeit  vertreten  werden.  Der
revolutionäre Flügel  mag zahlenmäßig eine Minderheit  darstellen,  jedoch
wurde sein Programm mehrheitlich von anderen Genoss:innen befürwortet.
Es gilt jetzt, diese Basis für ein anderes Organisationsprinzip zu gewinnen
und  einen  unversöhnlichen  Kampf  gegen  Bundesverband  und  Partei
aufzunehmen,  welcher  nicht  davor  zurückschreckt,  sich  auf  die  eigene
Legitimation  zu  berufen.  Ebenso  darf  sich  dieser  Kampf  nicht  hinter
bürokratisch-administrativen  Formalien  verstecken,  Konflikte  in  der
Öffentlichkeit nicht austragen zu wollen. Die Partei ist nach wie vor auf den
Jugendverband als Karriereschmiede angewiesen und hat ohne diesen zwar
noch die Jugend-BOs, allerdings sind diese für linke Kräfte noch unattraktiver
als die Solid an sich. Zu einem gewissen Grad toleriert sogar eine rechte
Führung,  wie  die  der  Berliner  Linkspartei,  linke Beschlüsse des  eigenen
Jugendverbandes, da diese radikale Kräfte in gewohnte und eng gesetzte
Bahnen lenkt  und mit  dem Verweis auf  die formelle Unabhängigkeit  zur



Partei als linke „Spinnereien“ einer Handvoll Jugendlichen abgetan werden
können. Die Partei  behält  sich auch immer vor,  dem Jugendverband den
Geldhahn  zuzudrehen,  falls  durch  bürgerliche  Medien  ein  unerträgliches
Ausmaß an Druck erwirkt wird.

Die  revolutionäre  Minderheit  darf  sich  nicht  mit  einer  formell  linken
Beschlusslage zufrieden geben. Es muss jeden Tag in der Partei, im Verband
und  in  der  Öffentlichkeit  um  dieses  Programm  gekämpft  und  dieses
schonungslos  nach  Außen  vertreten  werden.  Zentristischen  Kräften  in
anderen Verbänden muss gezeigt werden, dass es weder um Posten oder
Mehrheiten im Bundesverband geht, sondern um eine alternative Plattform
bzw.  Opposition,  die  die  bürokratischen Strukturen der  Linksjugend und
rechte Hegemonie tagein tagaus demaskiert.

______________________________________________________

Nachträgliche Anmerkung von uns:
Wie schon in unserem Grußwort am Sonntag gesagt, freuen wir uns sehr
über die Wende in Solid Berlin hin zu revolutionärer Politik. Was man zum
Text noch ergänzend sagen sollte: Die fortschrittlichen Forderungen, die auf
der LVV durchgesetzt wurden, können bloß ein Anfang sein. Diese müssen
nun  mit  Kampagnen  verbunden  werden,  an  denen  sich  möglichst  viele
Basisgruppen beteiligen sollten.  Nur durch gemeinsame und koordinierte
Arbeit innerhalb einer revolutionären Organisation, kann diese auch wirklich
gesellschaftliche  Wirkkraft  entfalten.  Aber  dafür  ist  nun  der  Grundstein
gelegt!

Ukraine-Krieg:  Vom Kampf  der
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Imperialist_Innen  zum  Kampf
der Klassen!
Die  imperialistischen  Mächte  verfolgen  verschiedenste  Interessen  im
Ukraine-Krieg.  Die  Schaffung  einer  unabhängigen  Ukraine  gehört  leider
nicht  dazu.  Das  muss  die  internationale  Arbeiter_Innenbewegung  schon
selbst machen.

Seit nun mehr über einem Monat wütet ein blutiger Krieg in der Ukraine.
Jeden  Tag  erreichen  uns  neue  Schreckensmeldungen  über  bombardierte
Zivilist_Innen  und  gescheiterte  Evakuierungsversuche.  Hunderttausende
Ukrainer_Innen mussten ihr Zuhause verlassen und befinden sich auf der
Flucht. Putins offizieller Vorwand, warum er am 24. Februar seine Panzer
über die ukrainische Grenze rollen ließ, war es, die Ukraine „entnazifizieren“
zu  wollen.  Dabei  verpackte  er  seine  eigenen  imperialistischen
Expansionsinteressen als  antifaschistische Mission.  Tatsache ist,  dass  die
Regierung des ukrainischen Präsidenten Selenskyj nicht zimperlich ist, wenn
es  darum  geht,  mit  Faschist_Innen  zusammenzuarbeiten.  So  wurde  das
rechtsradikale Asow-Bataillon in die ukrainischen Streitkräfte aufgenommen,
wurden  ehemalige  Nazi-Kollaborateure  rehabilitiert  und  zu  regelrechten
„Volkshelden“  stilisiert.  Linke  Oppositionsparteien  wurden  im  Zuge  des
Krieges  verboten.  Truppen,  die  systematisch  Sinti_zze  und  Rom_nja
überfallen, wurden von Präsident Selenskyj per Ordensverleihung zu „Helden
der Ukraine“ gekürt. Doch das Schicksal von Sinti_zze und Rom_nja in der
Ukraine ist  den Putin-Trollen relativ  egal,  solange sie  damit  ihren Krieg
rechtfertigen können. Zumal sich Putin als queerfeindlicher Autokrat selbst
nicht zu schade ist, faschistische Söldner_Innen für seine militärischen Ziele
einzuspannen  und  die  extreme  Rechte  international  zu  unterstützen.
Faschist_Innen auf der ganzen Welt sind sich deshalb aktuell auch nicht so
ganz einig, auf wessen Seite sie in diesem Krieg eigentlich stehen sollen,
beide scheinen ihnen ganz sympathisch zu sein.

Innerimperialistische Konflikte auf dem Rücken der Ukraine

https://onesolutionrevolution.de/ukraine-krieg-vom-kampf-der-imperialist_innen-zum-kampf-der-klassen/
https://onesolutionrevolution.de/ukraine-krieg-vom-kampf-der-imperialist_innen-zum-kampf-der-klassen/


Doch, wenn es Putin nicht um „Entnazifizierung“ geht, warum führt er diesen
Krieg?  Diese  Frage  beschäftigt  natürlich  nicht  nur  uns.  Die  gesamte
Bandbreite von bürgerlichen Zeitungen, Nachrichtensendungen, Think-Tanks
und Parteizentralen hat sie lang und breit diskutiert, und alle sind sich einig:
Putin ist ein verrückter Diktator, der den Rachen nicht voll genug bekommen
kann.  Auch  wenn  da  sicherlich  etwas  Wahres  dran  ist,  hilft  uns  diese
verkürzte Sichtweise nicht, den Krieg zu verstehen, um ihn bekämpfen zu
können, sondern allenfalls der NATO, sich als der überlegene Garant von
Frieden, Freiheit und Menschenrechten darzustellen. Vielmehr ist es wichtig,
zu  verstehen,  dass  es  sich  bei  diesem  Krieg  um  eine  militärische
Auseinandersetzung zwischen imperialistischen Mächten handelt,  nämlich
dem  russischen  Imperialismus  auf  der  einen  Seite  und  dem  US-
amerikanischen und europäischem Imperialismus in Form der NATO auf der
anderen Seite. Das Schicksal der Ukraine interessiert dabei eigentlich keine
von beiden Seiten. Auf ihrem Rücken wird der Konflikt lediglich ausgetragen.
Für  Russland  war  die  Ukraine  seit  jeher  lediglich  ein  günstiger
Rohstofflieferant, dem jede eigenständige nationale Identität abgesprochen
wird.  Doch  auch  dem  Westen  geht  es  nicht  um  die  Verteidigung  der
Unabhängigkeit  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  soll  die  Ukraine  möglichst
abhängig  von  westlichen  Krediten  sein,  um  weitere  Geldflüsse  an  die
Durchsetzung von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne
zu  knüpfen.  Diese  Perspektive  verkörpert  die  pro-westlich-neoliberale
Ausrichtung der  Selenskyj-Regierung.  Unter  dieser  Regierung kämpft  die
Ukraine also nicht gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit.
Vielmehr kämpft sie dank massiver Militärhilfen aus Europa und den USA
dafür,  verlängerte  Werkbank,  Getreidelieferant  und  Absatzmarkt  des
Westens sein zu dürfen. Deshalb sprechen wir beim Ukraine-Krieg von einer
Konfrontation zwischen imperialistischen Blöcken.

Die verschiedenen Interessen von Russland, den USA, Deutschland
und der EU

Der  russische  Imperialismus  befindet  sich  schon  seit  Jahrzehnten  in
wirtschaftlicher Hinsicht auf dem absteigenden Ast.  Um dennoch auf der
Weltbühne mitreden zu können, setzt Putin die militärische Stärke Russlands



ein,  um  wenigstens  die  ehemaligen  Verbündeten  weiter  unter  seinem
Einfluss zu behalten. Diese Strategie wurde in den letzten Jahren zunehmend
aggressiver,  wie  wir  bereits  2014  in  der  Ukraine,  aber  auch  in  Syrien,
Kasachstan, Moldawien oder Belarus gesehen haben. Auch für die EU und
insbesondere Deutschland ist Osteuropa ein interessanter Raum für Kapital-
und Warenexport. So wurden sich im Zuge der EU-Osterweiterung immer
neue Marktterritorien erschlossen, die nun als Produktionsstätten für VW
dienen oder mit LIDL-Discounterpreisen die lokalen Ökonomien zerstören.
Da aber  gerade  in  Deutschland einige  Teile  des  Kapitals  auch auf  gute
Handelsbeziehungen mit Russland angewiesen sind, galt es für die deutschen
Regierungen,  bei  ihrer  wirtschaftlichen  Ausdehnung  nach  Osten  immer
behutsam vorzugehen und niemanden vor den Kopf zu stoßen. Das lange
Zögern der Ampel-Regierung im Umgang mit dem Ukraine-Krieg hat dies
wieder deutlich gemacht. Weniger vorsichtig ist dagegen die USA. Dieser
waren die europäisch-russischen Beziehungen (wie der ehemals geplante Bau
der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)  schon  immer  ein  Dorn  im Auge.  Die
Ukraine-Krise bietet Präsident Biden die Möglichkeit, Europa erneut hinter
der NATO als Einheit des Westens zu vereinen und zu viel Einigkeit auf der
eurasischen Kontinentalplatte (auch mit Blick auf Chinas Projekt der Neuen
Seidenstraße) zu verhindern.

Die Vorgeschichte des Krieges

Die Ukraine ist bereits seit fast 10 Jahren ein Austragungsort dieser Konflikte
zwischen den imperialistischen Mächten. Nachdem Russland versuchte, die
Ukraine wirtschaftlich stärker an sich zu binden, reagierten die USA und die
EU,  indem  sie  eine  auf  Rechtsextremist_Innen  und  pro-westliche  NGOs
gestützte  Protestbewegung  finanzierten,  die  sich  aufgrund  der
Wirtschaftskrise  schnell  zur  Massenbewegung  entwickelte  und  die
ukrainische Regierung 2013 zu Fall  brachte. Die neue Regierung begann
schnell,  Verträge  mit  der  EU  und  den  USA  abzuschließen.  Hilfsgelder,
Kredite  und Militärhilfen  flossen in  Massen in  die  Ukraine,  während im
Gegenzug für westliche Konzerne privatisiert wurde. Unterstützt von Putin
regte sich Widerstand im Osten des Landes, welcher 2014 zur russischen
Annexion der Halbinsel Krim und zur Gründung der sogenannten Donbass-



Republiken führte. Russland fühlte sich durch ein ökonomisches Vorrücken
des  Westens  in  seine  traditionellen  Einflussgebiete  und  auch  militärisch
durch immer weiter nach Osten gerichtete Truppenverlagerungen der NATO
bedroht. In jahrelangen Verhandlungen mit westlichen Politiker_Innen wollte
jedoch niemand von ihnen einen NATO-Beitritt  der Ukraine ausschließen.
Putin wollte mit seiner Invasion also aufzeigen, dass er keinen NATO-Beitritt
der Ukraine duldet und selbst territoriale Ansprüche auf Teile im Osten der
Ukraine stellt. Den aktuellen Zeitpunkt für seine Invasion sah er als geeignet
an, da ihm der Westen uneinig und die Abhängigkeit von russischem Gas
weltweit hoch schien.

Frieden am Verhandlungstisch?

Dass der Krieg derart lange dauern würde, hat mit Sicherheit niemand im
russischen Staatsapparat aber auch nicht in den Kommandozentralen der
NATO gedacht.  Während Russland die Widerstandskraft  des vom Westen
aufgerüsteten ukrainischen Militärs unterschätzt hat,  haben EU und USA
nicht damit gerechnet, dass die russische Wirtschaft sich so lange gegen die
Sanktionen  behaupten  kann.  So  wurde  mal  wieder  deutlich,  dass  die
Wirtschaftssanktionen gegen Russland Putin kaum von seinen Kriegsplänen
abhalten, stattdessen aber die russische Zivilbevölkerung in tiefstes Elend
stürzen.  So  groß  und  beeindruckend  die  Friedensproteste  in  vielen
europäischen Großstädten waren, ihr Ruf nach Sanktionen gegen Russland
haben den Frieden keinen Schritt nähergebracht. Nun hoffen sie alle auf
erfolgreiche  Friedensverhandlungen  zwischen  den  beteiligten
Kriegsparteien. Natürlich ist Reden erst einmal besser als Wohngebiete zu
bombardieren,  aber  kein  Putin  und kein  Selenskyj  wird  einen gerechten
Frieden  am  Verhandlungstisch  unterschreiben.  Friedensabkommen  sind
immer nur zeitweilige Kompromisse zwischen imperialistischen Mächten, die
gerade keine Möglichkeit mehr sehen, anderweitig mehr für ihre Interessen
rauszuschlagen.  Der  Konflikt  wird  dabei  für  einen  Moment  eingefroren,
wobei  unklar  bleibt,  wie  lange.  Welches  Friedensabkommen  in  der
Geschichte  wurde  eigentlich  nicht  irgendwann  wieder  gebrochen?

Für eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse!



Die einzigen, die Interesse an einem wirklichen Frieden (und nicht an der
Sicherung  von  Einflusssphären  oder  Absatzmärkten)  haben,  sind  die
lohnabhängigen Massen in der Ukraine und Russland. Sie müssen mit ihren
nationalistischen  Führungen  brechen,  sich  selbstständig  in  eigenen
Kampforganisationen  gegen  die  reaktionären  Truppen  verteidigen,  die
Oligarch_Innen  enteignen  und  die  Waffen  nicht  gegeneinander,  sondern
gegen das Kapital richten. Wenn die Soldat_Innen sich weigern zu schießen,
die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren oder die
Industriearbeiter_Innen  die  Waffenproduktion  bestreiken,  kann  ein  Krieg
beendet werden. Dabei liegt es auch an uns, hier eine Antikriegsbewegung
aufzubauen, die sich weder auf die Seite der NATO, noch auf die Seite Putins
schlägt,  sondern  sich  hinter  dem  Banner  der  internationalen
Arbeiter_Innensolidarität  versammelt.

Gegen die Aufrüstungspläne des deutschen Kapitals!

Hier  vor  Ort  dürfen  wir  den  riesigen  Friedensdemos  nicht  den  Rücken
zukehren. Dass die Leute gegen den Krieg auf die Straße gehen, ist richtig.
Es liegt an uns ihnen aufzuzeigen, dass wir nur durch die Einnahme einer
dritten Position an der Seite der Arbeiter_Innenklasse gerechten Frieden und
eine  unabhängige  Ukraine  erkämpfen  können.  Dabei  müssen  wir  als
Antikriegsbewegung  hierzulande  vor  allem  gegen  alle  Versuche  der
Regierung kämpfen, den Krieg weiter anzufeuern. Dazu gehört auch, sich
gegen das milliardenschwere Aufrüstungsvorhaben der Bundesregierung zu
stellen. Während Bildung und Gesundheit kaputtgespart werden, will sich
Deutschland zukünftig den drittgrößten Rüstungsetat der Welt geben. Olaf
Scholz  oder  Annalena  Baerbock  versuchen  uns  schon  einmal  auf  den
Kriegstaumel einzustimmen, indem sie eine militärische „Zeitenwende für
Deutschland“ ankündigen, in der wir „für den Frieden frieren“ sollen. Der
ukrainischen Bevölkerung ist  dabei  kein  Stück  geholfen,  dafür  aber  den
Interessen des deutschen Kapitals, das endlich eine wichtigere Rolle auf der
Weltbühne spielen möchte, aber aus historischen Gründen sich bisher immer
zurückhaltend mit  dem Militär  zeigen musste.  Die  Ukraine-Krise  ist  den
deutschen  Politiker_Innen  ein  willkommener  Vorwand,  die  Zeit  der
militärischen Zurückhaltung Deutschlands für beendet zu erklären. Sowohl



die Linkspartei  als  auch die Gewerkschaften halten sich mit  Kritik dabei
traurigerweise stark zurück.  Während die Linkspartei  sich ihre Chancen,
irgendwo  mitregieren  zu  können,  nicht  verbauen  möchte,  haben  die
Gewerkschaften Angst, ihre guten Beziehungen zum deutschen Kapital zu
gefährden. Damit sollten wir sie nicht durchkommen lassen!

Willkommenskultur

Ein positives Zeichen ist die überwältigende Solidarität, mit der große Teile
der  Bevölkerung  den  ukrainischen  Geflüchteten  zur  Seite  stehen.
Aufopferungsvoll  und  ehrenamtlich  werden  leere  Zimmer  zur  Verfügung
gestellt,  Bedarfsgüter  gespendet  und  warme  Mahlzeiten  am  Berliner
Hauptbahnhof verteilt. Die Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn
sie diese gesamte Arbeit auf die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung
eines durch Corona sowieso leerstehenden Luxushotels könnte ganz schnell
viel  mehr Platz  für  Geflüchtete  geschaffen werden,  als  wir  Menschen in
unseren Privatwohnungen aufnehmen können.  Außerdem fragen wir  uns,
warum 100 Milliarden Euro für  die  Bundeswehr da sind,  aber  nicht  für
Handtücher.

Kein Mensch ist illegal!

Einen faden Beigeschmack bekommt das Ganze zusätzlich, wenn man sich
vor Augen führt, warum die hunderttausenden Geflüchteten aus Syrien, dem
Irak, Afghanistan, Eritrea, Iran, Libyen und dem Sudan nicht annähernd so
freundlichen  willkommen  geheißen  wurden.  Im  selben  Moment,  in  dem
ukrainische Geflüchtete mit kostenlosen Zugtickets ins Land geholt wurden,
beschließt die polnische Regierung eine kaum überwindbare Mauer an der
Grenze zu Belarus zu bauen, um die dort festsitzenden Geflüchteten aus dem
Land zu halten. POCs sowie Sinti_zze und Rom_nja, die ebenfalls aus der
Ukraine fliehen wollten, wurden an der Grenze abgewiesen. In Berlin wurden
Geflüchtete  aus  ihren  Unterkünften  geschmissen,  Familien  getrennt,  um
Platz für ukrainische Geflüchtete zu schaffen. Ein CBS-Journalist brachte den
rassistischen Hintergrund dieses Missstands auf den Punkt, als er begeistert
sagte,  die  Geflüchteten  aus  der  Ukraine  seien  „Menschen  aus  der
Mittelschicht, die aussehen wie wir“. Es ist interessant zu beobachten, zu



welchem einem menschlichen Umgang mit  Geflüchteten diese  Regierung
fähig ist, wenn die Geflüchteten nur in die geopolitische Ausrichtung der
Außenpolitik passen. Diese Ungleichbehandlung müssen wir anprangern und
sichere  Fluchtwege,  offene  Grenzen,  dezentrale  Unterbringung  und
Staatsbürgerrechte für ALLE Menschen, die vor Krieg, Hunger, Verfolgung,
Ausbeutung oder Naturkatastrophen fliehen müssen, einfordern!

Steigende  Energiepreise
betreffen uns alle
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

„Oh nein, meinen Porsche zu betanken, ist jetzt so teuer! :(“ Zugegeben, das
ist  eine  sehr  platte  und  klischeeartige  Assoziation  mit  den  steigenden
Spritpreisen. Menschen mit wenig Geld können sich oft nicht mal ein Auto
oder den Sprit dafür leisten. Wenn sie eins haben, dann oft weil sie echt
darauf  angewiesen sind,  mehrere Kinder von A nach B bringen müssen,
Angehörige versorgen,  am Arsch der Republik leben,  weite Strecken zur
Arbeit pendeln oder das Auto dank fehlender Öffis einfach schneller und
bequemer ist. Bei 60l sind jetzt schnell mal 140 Euro und mehr für einen
vollen  Tank  weg.  Geld,  das  die  Menschen  nicht  haben  oder  von  ihrem
Essensgeld abziehen müssen, damit sie überhaupt zur Arbeit kommen. Schon
vor dem Krieg saugte die Inflation, sprich, dass wir für unser Geld weniger
bekommen als vor ein paar Jahren, uns die Taschen schneller leer. Jetzt – im
Krieg – explodieren die Preise geradezu. Noch krasser ist die Auswirkung auf
Lebensmittelpreise. Der Aufpreis der Spritkosten in der Landwirtschaft und
im Transport wird auf den Nahrungsmittelpreis aufgeschlagen. Gleichzeitig
wird Weizen teurer, weil der Weltmarkt von ukrainischem und russischen
Weizen mitbestimmt wird.
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Weiter gehts‘s, wenn wir die Heizung aufdrehen, kochen oder duschen. Der
Winter ist noch nicht vorbei und Mitteleuropa ist vom russischem Öl und vor
allem Gas abhängig. Damit die Bude nicht kalt bleiben muss, gibt es für
Hartz  IV-Empfänger_Innen einen Heizkostenzuschuss.  So  weit  so  gut,  so
richtig. Das Problem ist dadurch nicht gelöst. Tagtäglich fließen Millionen
Euros für russisches Gas und Öl gen Osten. Durch den Krieg wurde die
Debatte  um  die  deutsche  und  europäische  Abhängigkeit  neu  befeuert.
Obwohl die Grünen in der Regierung sind, wird das Ende von Kohle oder
Atom wieder  in  Frage  gestellt.  Wenn  sie  nun  erneuerbare  Energien  als
Lösung  für  das  deutsch-russische  Abhängigkeitsverhältnis  bieten
(„Freiheitsenergien“),  dann  nur  aus  einer  imperialistischen  und
nationalchauvinistischen  Rhetorik  heraus.  Sie  machen  Umweltpolitik  zur
Kriegspolitik.  Aber  nicht  nur  in  Erneuerbare,  sondern  in  noch
umweltzerstörerische Energien wollen sie investieren – zum Beispiel, indem
teures Fracking-Gas aus den USA importiert werden soll oder Flüssiggas aus
der Monarchie Qatar gekauft wird. Das Land in dem dieses Jahr die WM
stattfinden soll, für die vor Ort bereits über 6000 Arbeiter_Innen gestorben
sind, aufgrund von fehlendem Arbeitsschutz.

Hierzu muss sich die Umweltbewegung um Fridays For Future positionieren
und von den Grünen trennen.  Hier  zeigt  sich ihr  wahrer  Charakter,  die
Grünen sind eine bürgerliche Partei  und haben im Grunde weder stabile
Antworten auf die Energiefrage noch auf die soziale Frage – aber sie sind
eine Kriegspartei! Sie waren es im Kosovo, in Afghanistan und sie werden es
auch nun wieder sein. Nichts anderes war von ihnen zu erwarten. Ganz zu
schweigen von der SPD. (Die FDP brauchen wir hier gar nicht zu erwähnen.)
Nicht nur, dass gerade sie es waren die bis zur letzten Minute an Nordstream
2 festgehalten haben, bieten sie weder in der Kriegsfrage noch in irgendeiner
anderen  Frage  Antworten  für  die  Arbeiter_Innenklasse.  Denn gerade  sie
leidet an den steigenden Preisen und und zahlt die Zeche. Es zeigt sich, dass
es einen Schnittpunkt der Energiefrage mit  der sozialen Frage und dem
imperialistischen  Krieg  gibt.  Nur  wer  in  einem  Programm  und  einem
politischen Kampf gemeinsam mit progressiven Kräften innerhalb der Linken
und den Gewerkschaften, die Verbindung sucht, hat eine Chance auf all diese
Fragen nicht nur Antworten, sondern auch Lösungen zu bieten.



Es kann nicht sein, dass mit einer vermeintlich arbeiter_Innenfreundlichen
Rhetorik, die nicht will, dass „Menschen in Europa frieren müssen“ (als ob
sie das ohne den Krieg nicht schon längst tun müssten – unter Brücken, oder
Wohnungen mit Uraltfenstern), die Menschen für die Kriegspolitik gewonnen
werden sollen – und für sie mit hohen Preisen und Steuergeldern zahlen! Es
wird versucht, Fortschritte, die die Umweltbewegung erkämpft hat, wie z.B.
der  Atomkraftausstieg  rückgängig  zu  machen  –  unter  der  Fahne  der
Demokratie,  ohne  das  wir  gefragt  werden!  Wenn  irgendwo  die  Öl-  und
Gaszufuhr gedrosselt werden muss, dann doch bei großen Konzernen und
Reichen! Wir hätten da schon mal eine Liste und Rheinmetall und Heckler
und Koch stehen ganz oben. Eine wichtige aktuelle Frage, aber auch der
Zukunft, ist die Energiefrage. Die Alternativen zum Gas und Öl dürfen nicht
Atom, Kohle oder gar Fracking heißen! Gerade jetzt muss die Lage genutzt
werden, um in Erneuerbare zu investieren. Bezahlen können das die Reichen
und Konzerne, die gerade versuchen, auf Kosten der russischen Konkurrenz
ihren Markt zu erweitern! Es ist schockierend, dass Atom wieder cool ist,
aber niemand einen Spitzensteuersatz oder eine Vermögensabgabe fordert.
Damit  könnten  Schulen  überall  Luftfilter  installieren,  Pflegekräfte  und
Erzieher_Innen dauerhaft  mehr Geld bekommen und der  Verkehr könnte
ganz ohne Sprit auf die Schiene verlagert werden.

Eine  internationalistische  Lösung  in  einem  Konflikt  zwischen
imperialistischen Mächten zu finden, ist alternativlos, wenn wir wollen, dass
weder  russische,  noch  ukrainische,  noch  deutsche  Arbeiter_Innen  dafür
zahlen. Nur die Überwindung eines Systems, welches Kriege um Profit und
Einflusssphären  immer  und  wieder  hervorruft,  kann  eine  langfristige
Perspektive  bieten.  Daher  fordern  wir:

Krieg  dem  Krieg!  Ein  Ende  kann  nur  internationalistisch  sein,
g e m e i n s a m  m i t  d e r  u k r a i n i s c h e n  u n d  r u s s i s c h e n
Arbeiter_Innenklasse
Erneuerbare Energien jetzt, bye bye Öl und Gas zur Finanzierung
Putins!
Kein Fracking! Egal ob in den USA oder Europa – das ist weder eine
umweltpolitische noch internationalistische Lösung!



Lasst die Reichen zahlen! Spitzensteuersatz: wenn nicht jetzt wann
dann?!
Keiner darf frieren! Zwackts bei den Großkonzernen ab!
Ausbau des Schienenverkehrs!
Mehr Öffis auf dem Land!
Schiene statt LKW-Transport!
Kriegstreiber_Innen-  und  Industrie  enteignen!  Lasst  Gerhard
Schröder und co. unsere Tankrechnungen bezahlen!

Die  Wohnungsfrage  in  Zeiten
von Krieg und Rassismus
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

Du wohnst in Berlin, München oder Köln und hast massive Probleme, eine
bezahlbare Bleibe zu finden? Da bist du nicht die*der Einzige und das ist
nichts Neues. Der angespannte Wohnungsmarkt trifft in besonderen Maße
Menschen  mit  geringem  Einkommen,  tatsächlichem  oder  vermeintlichen
Migrationshintergrund (ja, Name und Hautfarbe bestimmen wesentlich über
Zu- und Absage) und Alter. In all diesen Gruppen werden Flinta (das steht für
Frauen*Lesben*Inter*Non-Binary*Trans*Agender)  nochmal  extra
benachteiligt.

Jetzt ist Krieg und Tausende flüchten täglich aus der Ukraine nach Polen,
Rumänien oder Deutschland. Sie alle brauchen ein Dach über dem Kopf. Sie
brauchen  eine  menschenwürdige  Unterbringung  –  sprich  nicht  nur  ein
Feldbett in einer Turnhalle oder Sammelunterkunft, sondern einen sicheren,
bedarfsorientierten  Rückzugsort,  Internet,  eine  Ansprechperson  für
medizinische, aufenthaltsrechtliche Fragen und und und. Und je nachdem
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wie lange der Krieg geht, braucht es nicht nur kurzfristige Lösungen. Private
Unterbringung, die es derzeit überall gibt, ist zwar eine ehrenwerte Geste
der Solidarität, bedeutet aber auch Verantwortung. Nicht allen scheint klar,
dass es keine „Wochenendgäste“ sind.  Zumindest  mehrere Wochen muss
man damit planen, das jetzt zur Verfügung gestellte Bett oder Zimmer zu
vergeben .  D ie  A l te rna t i ve  für  d ie  Menschen  he iß t  sons t
Geflüchtetenunterkunft oder Schlimmeres. Je länger der Krieg dauert und je
mehr  Menschen  aufgenommen  werden,  desto  schlechter  wird  auch  die
Unterbringung  sein.  Bereits  jetzt  machen  sich  das  die  „Spanner“  und
Menschenhändler_Innen zu Nutze, die an den großen Umsteigebahnhöfen
warten und angeblich Wohnraum anbieten. Verzweifelte Frauen und Mütter
gehen ihnen aufgrund nicht vorhandener Alternativen auf den Leim. Ihnen
droht Gewalt und Ausbeutung. Wieder einmal zeigt sich hier die besondere
Verbindung von Geschlecht und Krieg. Schon nach kurzer Zeit sind viele
Wohngebiete  unbewohnbar  geworden,  Familienangehörige  gefallen.  Ein
längerer Aufenthalt der Menschen, ob gewollt oder ungewollt, wird daher
immer wahrscheinlicher. Dafür braucht es Wohnraum. Nur ist der, gerade in
Großstädten, angeblich knapp. Bezahlbar ist er auch nicht.

Teile und Herrsche

Rassismus auf dem Wohnungsmarkt ist allgegenwärtig. Der Nährboden ist
auch  ohne  Krieg  da,  weil  hier  unterschiedliche  diskriminierte  Gruppen
gegeneinander ausgespielt  werden.  Rassismus trifft  Klassismus,  am Ende
freuen sich die profitorientierten Vermieter_Innen. Und Geflüchtete befinden
sich sehr weit unten in der Nahrungskette. Nun besteht die Gefahr, dass
selbst diese noch in „die Guten“ und „die Schlechten“ auseinanderdividiert
werden. Weiße, europäische Geflüchtete stünden in dieser Hierarchie vor
jenen, die auch aus der Ukraine geflüchtet sind,  aber beispielsweise aus
Afrika stammen und sich zum Studieren im Land aufhielten. Dann folgen erst
die  Geflüchteten  aus  anderen  Ländern,  die  bereits  hier  in  Unterkünften
leben. In Berlin geht unter Helfer_Innenstrukturen das Gerücht herum, dass
diese zu Gunsten der ukrainischen Geflüchteten die Unterkünfte verlassen
müssten. Wenn das stimmt, hieße das für die Betroffenen eine dramatische
Verschlechterung  bis  hin  zur  Obdachlosigkeit.  Flucht  ist  allgegenwärtig.



Während es in Europa eine Solidarität mit der Ukraine gibt- weiß und nah
dran-  gibt  es  überall  auf  der  Welt  andere  Konflikte  und  unhaltbare
Lebenssituationen,  die  Menschen zum Flüchten zwingen.  Dabei  geht  das
Sterben im Mittelmeer weiter. Diese Menschen stehen ganz unten.

Immer da, wo es von dem einen zu viel und von dem anderen zu wenig gibt,
entstehen Konflikte. In diesem Fall Menschen, die Wohnraum suchen. Diese
Menschen  gegeneinander  auszuspielen,  beschleunigt  die  kapitalistische
Wirtschaft  und  unterdrückt  d ie  Vereinigung  dagegen.  Die
Ausgrenzungsmechanismen  heißen  Rassismus,  Sexismus  und  Klassismus.
Eine neue rassistische Welle, die sich gegen russischsprachige Menschen
richtet, hat bereits begonnen. Menschen werden auf der Straße oder am
Arbeitsplatz angefeindet. In Berlin gab es sogar einen Brandanschlag auf
eine  russisch-deutsche  Schule.  Je  länger  der  Krieg  dauert  und  je  mehr
Geflüchtete kommen, desto mehr wird sich dies ausbreiten. Erst wird es sich
gegenüber Geflüchteten aus anderen Regionen der Welt richten, die dann
unerwünscht sind. Letzten Endes besteht aber auch die Gefahr, dass er sich
gegen Ukrainer*innen  richten  wird.  Gegen „zu  viele“  die  kämen.  Gegen
andere politische, kulturelle oder religiöse Vorstellungen. Gegen Männer, die
angeblich  kämpfen  müssten.  Gerade  das  ist  ein  beliebtes  Narrativ  von
Rechten und Reaktionären, die im gleichen Atemzug stolz auf militärische
Wehrfähigkeit  und  Standhaft igkeit  sowie  auf  ihre  Vorväter
(höchstwahrscheinlich dann auch Nazis) sind, die das zerstörte Land „alleine
aufgebaut hätten“.

Die Krisen verstärken sich

Zurück zu Rassismus auf dem Wohnungsmarkt und die Auswirkungen des
Krieges: In einer Stadt wie Berlin gibt es viel Leerstand, da mit Wohnraum
spekuliert  oder er zweckentfremdet wird.  Der Kampf um ihn hat  bereits
begonnen. Der Marktmechanismus von Angebot und Nachfrage wird zum
angeblich „unausweichlichen“ Vorwand, um den Preis in die Höhe und den
Rassismus weiter voranzutreiben. Auch jetzt gibt es Hausverwaltungen, die
offen sagen „Hier nicht mit Kopftuch“ oder „schwarze Menschen wollen wir
hier  nicht“.  Obwohl  das  verboten  ist,  helfen  hier  weder  Anzeigen  noch
Gerichte.  Menschen  werden  aus  ihnen  Wohnungen  parallel  dazu



herausgeklagt,  zwangsgeräumt.  Das  trifft  nicht  nur  linke  Hausprojekte,
sondern auch viele Menschen, deren Häuser verkauft oder saniert wurden.
Wiederum sorgt das dafür, dass es Menschen mit geringerem Einkommen
noch schwieriger haben, etwas Neues in der Stadt zu finden. Sie werden an
den  Stadtrand  oder  darüber  hinaus  verdrängt.  Zur  Unterbringung  der
Menschen  aus  der  Ukraine  werden  gerade  vom  Staat  sowie  der
Privatwirtschaft ungewöhnliche Objekte wie Hotels in der Stadt aktiviert. Die
vertriebenen Mieter_Innen fragen sich dann zu Recht: „Und warum habt ihr
einen Scheiß für mich getan?“. Der Mechanismus des Rassismus‘ greift. Die
gebeutelte Arbeiter_Innenklasse wird dann von „bürgerlichen Helfer_Innen“
als  zu  wenig  solidarisch  und  allgemein  als  rassistisch  dargestellt.  Ein
gefundenes Fressen für rechte Strukturen. Vergessen wird dabei, dass die
deutsche Arbeiter_Innenklasse keine rein weiße Gruppe ist. In Berlin sind die
Kiezkämpfe um Wohnraum geprägt von der migrantischen Linken, die Hand
in Hand über rassistische Deutungsmuster hinausgehen. Wo Rassismus ist,
muss man ihn benennen und bekämpfen. Wir als Revolutionär*innen greifen
hier im Besonderen die materielle Grundlage an und versuchen die Kämpfe
der Menschen zu verbinden.

Die Besetzung in der Habersaathstraße in Berlin Ende 2021 hat gezeigt, nur
wer  kämpft  kann  auch  siegen,  anstatt  sich  jetzt  Seit‘  an  Seit‘  mit  der
Regierung zu stellen. Die im Bund rüstet auf und liefert Waffen, die lokale
Regierung -zumindest in Berlin- hat es die ersten zwei Wochen nicht mal
geschafft, Essen für die Ankömmlinge am Hauptbahnhof zu organisieren. In
dem Haus in Berlin Mitte konnten nun ehemalige Obdachlose einziehen. Das
ist  der  Spirit  der  Stunde.  Es  braucht  nicht  nur  langfristig  mehr
Wohnungsbau, sondern auch kurzfristig Enteignung und Besetzung, um die
vielen Menschen ohne Bleibe in der Stadt unterzubringen- unabhängig vom
Aufenthaltstitel, Hautfarbe, Name, Religion oder Geldbeutel. Wohnen ist ein
Grundrecht! Das geht nur wenn wir unsere Kämpfe und Kräfte verbinden.
Daher fordern wir:

Eine Einheitsfront der Linken gegen Krieg und Rassismus!
Enteignung  und  Nutzbarmachung  sämtlichen  leerstehenden
Wohnraums!



Entschädigungslose Enteignung der Wohnungskonzerne!
Staatlich  geregelte  Wohnungsvergabe  statt  spekulierender
Privatwirtschaft!
Bezahlbaren Wohnraum für alle!
Gegen Rassismus, immer und überall!
Lasst uns unsere Kämpfe verbinden und gemeinsam die soziale Frage
angehen!


